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Erster AbschnittAllgemeine Vorschriften
Artikel 1
Grundsatz

1'. Zweck des Gesetzes ist es, die Rückerstat­
tung feststellbarer Vermögensgegenstände (Sachen, 
Rechte, Inbegriffe von Sachen und Rechten) an Per­
sonen, denen sie in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 
8. Mai 1945 aus Gründen der Rasse, Religion, Natio­
nalität, Weltanschauung oder politischen Gegner­
schaft gegen den Nationalsozialismus entzogen wor­
den sind, im größtmöglichen Umfange beschleunigt 
zu bewirken. Eine Entziehung von Vermögensgegen­
ständen aus Gründen der Nationalität im Sinne 
dieses Gesetzes erstreckt sich nicht auf Maßnahmen, 
die unter anerkannten Regeln des internationalen 
Rechts üblicherweise gegen Vermögen von Staats­
angehörigen feindlicher Länder zulässig sind.
2. Vermögensgegenstände nach Maßgabe der Be­

stimmungen dieses Gesetzes sind auch dann an 
ihren ursprünglichen Inhaber oder dessen Rechts­
nachfolger zurückzuerstatten, wenn die Rechte an­
derer Personen, die von dem begangenen Unrecht 
keine Kenntnis hatten, zurücktreten müssen. Der 
Rückerstattung entgegenstehende Vorschriften zum 
Schutze gutgläubiger Erwerber bleiben außer Be­
tracht, soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes 
bestimmt ist.

Zweiter AbschnittEntzogene Vermögensgegenstände
Artikel 2 

Entziehungsfälle
1. Vermögensgegenstände sind im Sinne dieses 

Gesetzes entzogen, wenn sie der Inhaber eingebüßt 
oder trotz begründeter Anwartschaft nicht erlangt 
hat infolge

(a) eines gegen die guten Sitten verstoßenden 
Rechtsgeschäftes oder einer Drohung oder 
einer widerrechtlichen Wegnahme oder son­
stigen unerlaubten Handlung,

(b) Wegnahme durch Staatsakt oder durch Miß­
brauch eines Staatsaktes,

(c) Wegnahme durch Maßnahmen der NSDAP, 
ihrer Gliederungen oder angeschlossenen 
Verbände,

sofern die unter (a) bis (c) fallenden Tatbestände 
durch Verfolgungsmaßnahmen aus den Gründen des 
Artikels 1 verursacht waren oder solche Verfol­
gungsmaßnahmen darstellten.
2. Niemand wird mit der Einwendung gehört, 

seine Handlungsweise sei deshalb nicht rechts- oder 
sittenwidrig gewesen, weil sie allgemeinen Anschau­
ungen entsprochen habe, die eine Schlechterstellung 
einzelner wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, 
Weltanschauung oder ihrer Gegnerschaft gegen den 
Nationalsozialismus zum Inhalt hatten.
3. Als Wegnahme durch Staatsakt im Sinne des 

Absatz 1 (b) gelten u. a. Einziehung, Verfallerklä­
rung, Verfall kraft Gesetzes und Verfügung auf 
Grund staatlicher Auflage oder durch staatlich be­
stellten Treuhänder. Als Wegnahme durch Staats­
akt gilt auch die Einziehung durch straf gerichtliches 
Urteil, wenn das Urteil durch Gerichtsbeschluß oder 
kraft Gesetzes aufgehoben worden ist.
4. Als Mißbrauch von Staatsakten gilt insbeson­
dere eine auf allgemeinen Vorschriften beruhende, 
jedoch ausschließlich oder vorwiegend zum Zwecke 
der Benachteiligung des Betroffenen aus den Grün­
den des Artikels 1 ergangene Entscheidung oder 
Verfügung eines Gerichts oder einer Verwaltungs­
behörde, ferner die Einwirkung von Entscheidungen 
und Vollstreckungsmaßnahmen unter Ausnutzung 
des Umstandes, daß jemand wegen seiner Rasse, 
Religion, Nationalität, Weltanschauung oder seiner 
politischen Gegnerschaft gegen den Nationalsozialis­
mus zur Wahrung seiner. Rechte tatsächlich oder 
rechtlich nicht imstande war. Die Wiedergut­
machungsorgane (Wiedergutmachungsbehörde, Wie- 
dergutmachungskammer und Beschwerdegericht) 
haben eine solche Entscheidung oder Verfügung 
eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde als 
nichtig zu behandeln ohne Rücksicht darauf, ob sie
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nach geltendem Recht rechtskräftig ist, und ob sie im Wiederaufnahmeverfahren angefochten werden 
könnte.

Artikel 8
Entziehungsvermutung

1. Zugunsten eines Berechtigten wird vermutet, 
daß ein in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 
1945 abgeschlossenes Rechtsgeschäft eine Vermögens- 
entziehung im Sinne des Artikels 2 darstellt:

(a) Wenn die Veräußerung oder Aufgabe, des 
Vermögensgegenstandes in der Zeit der Ver­
folgungsmaßnahmen von einer Person vor­
genommen worden ist, die Verfolgungsmaß­
nahmen aus Gründen des Artikels 1 unmit­
telbar ausgesetzt war;

(b) wenn die Veräußerung oder Aufgabe eines 
Vermögensgegenstandes seitens einer Person 
vorgenommen wurde, die zu einer Gruppe 
von Personen gehörte, welche in ihrer Ge­
samtheit aus den Gründen des Artikels 1 
durch Maßnahmen des Staates oder der 
NSDAP aus dem kulturellen und wirtschaft­
lichen Leben Deutschlands ausgeschaltet 
werden sollte.2. Vorausgesetzt, daß keine anderen Tatsachen für 

das Vorliegen einer Entziehung im Sinne des Arti­
kels 2 sprechen, kann die Vermutung des Absatzes 1 
durch den Beweis widerlegt werden, daß dem Ver­
äußerer ein angemessener Kaufpreis bezahlt worden 
ist. Dieser Beweis allein widerlegt jedoch die Ver­
mutung nicht, wenn dem Veräußerer aus den Grün­
den des Artikels 1 das Recht der freien Verfügung 
über den Kaufpreis verweigert worden ist.3. Ein angemessener Kaufpreis im Sinne ,dieses 
Artikels ist derjenige Geldbetrag, den ein Kauflusti­
ger zu zahlen und ein Verkaufslustiger anzunehmen 
bereit wäre, wobei bei Geschäftsunternehmen der 
Firmenwert (good will) berücksichtigt wird, den ein 
solches Unternehmen in den Händen einer Person 
hätte, die Verfolgungsmaßnahmen aus den Gründen 
des Artikels 1 nicht unterworfen war.

Artikel 4
_ Anfechtung

1. Der Berechtigte kann ein Rechtsgeschäft, das 
von einer zur Gruppe des Absatzes 1 (b) des Artikels 3 
gehörigen Person in der Zeit vom 15. September 1935 
(Datum der ersten Nürnberger Gesetze) bis zum 8. Mai 1945 vorgenommen worden ist, wegen der 
Zwangslage, in der sich diese Gruppe befand, an­
fechten, wenn das Rechtsgeschäft die Veräußerung 
oder Aufgabe eines Vermögensgegenstandes zum In­
halt hatte, es sei denn, daß

(a) das Rechtsgeschäft als solches und mit seinen 
wesentlichen Bestimmungen auch ohne die 
Herrschaft des Nationalsozialismus abge­
schlossen worden wäre, oder

(b) der Erwerber die Vermögensinteressen des 
Berechtigten (Artikel 7) oder seines Rechts­
vorgängers in besonderer Weise und mit 
wesentlichem Erfolg, insbesondere durch 
Mitwirkung bei einer Vermögensübertragung 
ins Ausland oder durch ähnliche Maßnah­
men, wahrgenommen hat.2. Bei der Feststellung, ob nach Absatz 1 (a) das 

Rechtsgeschäft auch ohne die Herrschaft des Natio­
nalsozialismus abgeschlossen worden wäre, können 
die Tatsachen, daß der Veräußerer den Vermögens­
gegenstand selbst dem Erwerber angeboten oder daß 
er einen angemessenen Kaufpreis (Artikel 3, Ab­
satz 3) erhalten hat, ohne daß ihm dabei aus den 
Gründen des Artikels 1 die freie Verfügung über 
den Kaufpreis verweigert wurde, zusammen mit 
anderen Tatsachen in Betracht gezogen werden. Es 
sollen aber diese beiden Tatsachen, jede für sich 
allein oder beide zusammen, noch nicht zum Nach­
weis dafür ausreichen, daß das Rechtsgeschäft auch

ohne die Herrschaft des Nationalsozialismus abge­
schlossen worden wäre.
3. Ebensowenig sollen diese beiden Tatsachen, jede 
für sich allein oder beide zusammen, zum Nachweis 
dafür ausreichen, daß der Berechtigte sich durch die 
Anfechtung in unzulässiger Weise zu seinem oder 
seines Rechtsvorgängers früheren Verhalten in 
Widerspruch setzt.
4. Der Ausdruck „Rückerstattungsanspruch“ im 

Sinne dieses Gesetzes umfaßt auch das Anfechtungs­
recht und die aus diesem folgenden Ansprüche. Die 
Ausübung des Anfechtungsrechts hat die Wirkung, 
daß der durch das angefochtene Rechtsgeschäft über­
tragene oder aufgegebene Vermögensgegenstand als 
entzogenes Vermögen im Sinne dieses Gesetzes gilt.
5. Die Anmeldung eines Rückerstattungsanspruchs 

gilt als Ausübung des Anfechtungsrechts seitens des 
Anfechtungsberechtigten ohne Rücksicht darauf, ob 
in der Anmeldung eine ausdrückliche Anfechtungs­
erklärung enthalten ist

Artikel 5 
Schenkungen

Hat ein aus den Gründen des Artikels 1 Ver­
folgter in der Zeit vom 30. 'Januar 1933 bis 8. Mal 
1945 einem anderen Vermögensgegenstände unent­
geltlich überlassen, so wird vermutet, daß keine 
Schenkung sondern eine Verwahrung oder ein Treu­
handverhältnis vorliegt. Die Vermutung gilt nicht, 
soweit nach den persönlichen Beziehungen zwischen 
dem Überlassenden und dem Empfänger das Vor­
liegen einer Anstandsschenkung naheliegt; ein 
Rückerstattungsanspruch ist in diesem Falle nicht 
•gegeben.

Artikel 6
Verwahrungs- und Treuhandverhältnisse

1. Auf Verwahrungsverträge und treuhänderische 
Rechtsgeschäfte, die die Abwendung oder Vermin­
derung eines aus den Gründen des Artikels 1 
drohenden oder eingetretenen Vermögensschadens 
bezweckten, finden die Vorschriften des III. bis 
VII. Abschnitts dieses Gesetzes keine Anwendung.
2. Verträge und sonstige Rechtsgeschäfte der in 

Absatz 1 bezeichneten Art können ohne Rücksicht 
auf entgegenstehende vertragliche oder gesetzliche 
Bestimmungen von dem Berechtigten (Artikel ?) 
jederzeit mit sofortiger Wirkung gekündigt werden.
3. Der Verwahrer oder Treuhänder wird nicht 

mit dem Einwand gehört, daß Verträge und sonstige 
Rechtsgeschäfte der in Absatz 1 bezeichneten Art 
gegen ein zur Zeit ihres Abschlusses bestehende« 
oder später erlassenes gesetzliches Verbot ver­
stoßen, oder daß ein auf Gesetz oder Rechtsgeschäft 
beruhendes Formerfordernis nicht erfüllt wurde, 
sofern die Form wegen der nationalsozialistischen 
Herrschaft nicht eingehalten wurde.

Dritter Abschnitt
Allgemeine Bestimmungenüber die Rückerstattung

Artikel 7
Berechtigter

Der Rückerstattungsanspruch steht denjenigen 
zu, dem ein Vermögensgegenstand entzogen wurde 
(Verfolgter) oder seinem Rechtsnachfolger.

Artikel 8 . •
Rechtsnachfolger aufgelöster Personenvereinigungen
1. Ist eine juristische Person oder eine nicht 

rechtsfähige Personenvereinigung aus den Gründen 
des Artikels 1 aufgelöst oder zur Selbstauflösung 
gezwungen worden, so kann der Rückerstattungs­
anspruch, der iljr zustehen würde, wenn sie nicht 
aufgelöst worden wäre, von einer von der Militär­
regierung zu bestimmenden Nachfolgeorganisation 
geltend gemacht werden.
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2. Die Vorschriften des Absatz 1 finden auf die in 
Artikel 9 auf geführten Gesellschaften und juristi­
schen Personen keine Anwendung.

Artikel 9
Rechte einzelner Gesellschafter v 

’ War eine Gesellschaft oder juristische Person des 
Handelsrechts aus den Gründen des Artikels 1 auf­
gelöst oder zur Selbst auf lösung gezwungen worden, 
so kann der Rückerstattungsanspruch, solange keine 
Nachfolgeorganisation bestimmt ist, von jedem Ge­
sellschafter geltend gemacht werden. Der Rück­
erstattungsanspruch gilt als zugunsten aller Gesell­
schafter, denen der gleiche Anspruch zusteht, er­
hoben. Die Rücknahme des Antrags oder ein Ver­
gleich muß von dem Wiedergutmachungsorgan ge­
nehmigt werden, vor dem der Anspruch anhängig 
ist. Von der Erhebung des Anspruchs müssen di© 
anderen bekannten Gesellschafter oder ihre Rechts­
nachfolger einschließlich einer gemäß Artikel 10 
zuständigen Nachfolgeorganisation benachrichtigt 
werden. An die Stelle von Gesellschaftern, deren 
Anschrift unbekannt ist, tritt für das Verfahren die 
Nachfolgeorganisation im Rahmen ihrer Befugnisse 
nach Maßgabe des Artikels 11.

Artikel 10
Nachfolgeorganisation als Erbe von Verfolgten
Im Falle des § 1936 BGB. ist Erbe eines Ver­

folgten hinsichtlich des gesamten Nachlasses an 
Stelle des Staates eine von der Militärregierung zu 
bestimmende Nachfolgeorganisation. Als Nachfolge­
organisation darf weder der Staat, noch eine Gliê  
derung desselben, oder ein gemeindlicher Selbstver­
waltungskörper bestimmt werden. Das gleiche gilt 
für Heimfall-, Anfall- und Rückfallrechte auf 
Grund sonstiger gesetzlicher Bestimmungen.

Artikel 11
Besondere Rechte der Nachfolgeorganisation 

■ des Artikels 10
1. Eine nach Artikel 10 bestimmte Nachfolge­

organisation kann, wenn innerhalb von sechs Mo­
naten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes hin­
sichtlich eines entzogenen Vermögensgegenstandes 
kein Rückerstattungsanspruch angemeldet wird, 
diesen bis zum 31. Dezember 1948 anmelden und 
alle zur Sicherstellung des'Vermögensgegenstandes 
erforderlichen Maßnahmen beantragen.
2. Sofern nicht der Berechtigte bis zum 31. De­

zember 194b seinerseits den Anspruch anmeldet, er­
wirbt die Nachfolgeorganisation auf Grund ihrer 
Anmeldung die Rechtsstellung des Berechtigten. 
Erst mit diesem Rechtserwerb erlangt sie das Recht, 
den Anspruch weiter zu verfolgen.
3. Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, 

soweit der Berechtigte in der Zeit vom 8. Mai 1945 
bis zum 31. Dezember 1948 schriftlich und aus­
drücklich gegenüber dem Rückerstattungspflichti­
gen, der zuständigen Rückerstattungsbehörde oder 
dem Zentralmeldeamt auf seinen Rückerstattungs­
anspruch verzichtet hat.

Artikel 12
Auskunftspflicht von Rechtsnachfolgern

1. Berechtigte, die den Rückerstattungsanspruch 
mittelbar oder unmittelbar von dem Verfolgten er­
worben haben, sind auf Anordnung eines Wieder­
gutmachungsorgans verpflichtet, eine ihnen bekannte 
Anschrift ihrer Rechtsvorgänger, insbesondere des 
Verfolgten oder seiner Erben, mitzuteilen oder eine 
eidesstattliche Versicherung* darüber beizubringen, 
daß ihnen weder deren gegenwärtige Anschrift noch 
Anhaltspunkte zu deren Ermittlung bekannt sind.
2. Eine nach Artikel 10 bestimmte Nachfolge­

organisation ist verpflichtet, eine Ihr bekannte An­
schrift des Berechtigten oder ihr b'fkannte Anhalts­
punkte zur Ermittlung desselben anzugeben oder

eine eidesstattliche Versicherung eines gesetzlichen 
Vertreters darüber beizubringen, daß weder die ‘ 
gegenwärtige Anschrift des Berechtigten noch An­
haltspunkte zur Ermittlung derselben bekannt sind.

Artikel 13
Bestimmung von Nachfolgeorganisationen

Ausführungsbestimmungen der Militärregierung 
werden des näheren regeln: Das Verfahren betref­
fend die Bestimmung von Nachfolgeorganisationen, 
deren Pflichten gegenüber den betreuten Geschä­
digten und deren sonstige Rechte und-Pfiichten nach 
Maßgabe des Rechts der Militärregierung und des 
deutschen Rechts.

Artikel 14
Rückerstattungspflichtiger

Unter dem Rückerstattungspflichtigen im Sinne 
dieses Gesetzes zu verstehen ist der derzeitige In­
haber der Eigentümerstellung an der entzogenen 
Sache oder derzeitige Inhaber des entzogenen 
Rechts oder Inbegriffs von Sachen und Rechten.

Artikel 15
Rechtswirkung der Entscheidung über den Riick- 

erstattungsanspruch
1. Eine dem Rückerstattungsanspruch stattgebende 

Entscheidung hat die Wirkung, daß der Verlust des 
Vermögensgegenstandes als nicht eingetreten, .und 
später erworbene Rechte Dritter als nicht erworben 
gelten, soweit nicht dieses Gesetz etwas anderes 
bestimmt.
2. Eine Entscheidung über den Rückerstattungs­

anspruch wirkt für und gegen alle Personen, die 
am Verfahren teilgenommen haben oder zur Teil- 
nahrAe am Verfahren berechtigt. waren und hierzu 
vorschriftsmäßig aufgefordert wurden.

Artikel 16
Wahlweiser Anspruch auf Nachzahlung

1. Der Berechtigte kann unter Verzicht auf alle 
sonstigen Ansprüche aus diesem Gesetz verlangen, 
daß ihm der Ersterwerber den Unterschied zwischen 
dem erlangten Entgelt und dem angemessenen Preis 
(Artikel 3, Absatz 3) des Vermögensgegenstandes 
nachbezahlt'. Zu dem Unterschiedgjaetrag treten an­
gemessene Zinsen; hierbei finden die Vorschriften 
dieses Gesetzes über Nutzungen entsprechende An­
wendung.
2. Das Verlangen ist nicht mehr zulässig,
(a) wenn der Vermögensgegenstand dem Be-

, kechtigten rechtskräftig wieder zuerkannt ist,
(b) wenn hierüber eine Sachentscheidung der 
Wiedergutmachungsbehörde oder der Wie­
dergutmachungskammer ergangen ist,

(c) wenn sich der Berechtigte mit dem Rück­
erslattungspflichtigen über den Rückerstat­
tungsanspruch geeinigt hat.

Artikel 17
Wertberechnung

1. Soweit es nach den Bestimmungen dieses Gê  
setzes auf den Wert eines Vermögensgegenstandes 
ankommt, gelten als Wertsteigerung nicht Preis­
erhöhungen, die durch Verminderung der Kaufkraft 
des Geldes hervorgerufen sind.
2. Für die Bewertung von Vermögensgegenstän­

den, die wegen Unbestimmbarkeit zur Zeit nicht zur 
Vermögenssteuer herangezogen werden, bleiben Aus­
führungsvorschriften Vorbehalten. Die Bestimmung 
des Artikels 27, Absatz 2 bleibt unberührt.

Vierter Abschnitt
Begrenzung der Rückerstattung

Artikel 18
Zwangsenteignung

1. Entzogene Vermögensgegenstände, die nach der 
Entziehung für einen öffentlichen Zweck zwang»-
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enteignet oder an ein Unternehmen veräußert oder 
einem Unternehmen zugewendet wurden, zu dessen 
Gunsten eine solche Zwangsenteignung stattfinden 
konnte, unterliegen der Rückerstattung nicht, wenn 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes der 
Vermögensgegenstand noch für einen öffentlichen 
Zweck benützt wird und dieser Zweck noch als 
gesetzmäßig anerkannt ist.
2. Unterliegen Vermögensgegenstände aus den in 
Absatz 1 bezeichneten Gründen nicht der Rück­
erstattung, so muß der jetzige Eigentümer den Be­
rechtigten für den Wert des entzogenen Vermögens­
gegenstandes angemessen entschädigen, soweit die 
Ansprüche gemäß Artikel 29 ff. dieses Gesetzes nicht 
zu einer solchen Entschädigung führen.

Artikel 19
Schutz des ordnungsmäßigen üblichen Geschäfts- 

> Verkehrs
Vorbehaltlich der Bestimmungen der Artikel 20, 21, unterliegen nicht der Rückerstattung bewegliche 
Sachen, die der Eigentümer oder sein Rechtsvor­
gänger im Wege des ordnungsmäßigen üblichen Ge­
schäftsverkehrs aus einem einschlägigen Unter­
nehmen erworben hat. Dies gilt nicht für Kult- 
gegenstände; es gilt ferner nicht für Gegenstände 
von besonderem künstlerischem oder wissenschaft­
lichem Wert oder besonderem persönlichem Erinne­
rungswert, sofern sie aus Privatbesitz stammten 
oder im Wege der Versteigerung oder von einem 
Unternehmen erworben wurden, das sich in erheb­
lichem Umfange mit der Verwertung entzogener 
Vermögensgegenstände befaßte.

Artikel 20
Geld

Geld unterliegt der Rückerstattung nur, wenn der 
Rückerstattungspflichtige bei seinem Erwerb wußte 
oder den Umständen nach annehmen mußte, daß es 
im Wege der Entziehung erlangt worden war.

Artikel 21
Inhaberpapiere

1. Inhaberpapiere unterliegen der Rückerstattung 
nicht, wenn der Inhaber nachweist, daß er zur Zeit 
des Erwerbs weder wußte noch den Umständen nach 
annehmen mußte, daß das Inhaberpapier zu irgend­
einer Zeit Gegenstand einer Entziehung war. So­
fern nicht besondere Umstände entgegenstehen, ist 
guter Glaube im Sinne dieser Bestimmung anzu­
nehmen, wenn der Erwerb im ordnungsmäßigen 
üblichen Geschäftsverkehr, insbesondere im Börsen- 
vevkehr, erfolgte und es sich nicht um eine maß­
gebliche Beteiligung handelte.
2. Die Bestimmungen des Absatz 1 finden auch 
Anwendung auf Anteilsrechte an Inhaberpapieren, 
die sich in Sammelverwahrung befinden.
3. Inhaberpapiere sowie Anteilsrechte an solchen 
unterliegen jedoch bedingungslos der Rückerstat­
tung, wenn sie darstellen

(a) eine Beteiligung an Unternehmen mit gerin­
ger Gesellschafterzahl, z. B. Familieng'esell- 
sehaften,

(b) eine Beteiligung an Unternehmen, deren 
Anteile im allgemeinen Geschäftsverkehr 
nicht gehandelt wurden,

(c) eine maßgebliche Beteiligung an Unterneh­
men, von denen es allgemein oder in Ge­
schäftskreisen bekannt war, daß eine maß­
gebliche Beteiligung an ihnen in* der Hand 
von Personen war, die zu einer der in Ar­
tikel 3, Absatz 1 (b) bezeichneten Gruppen 
gehörten,

(d) eine maßgebliche Beteiligung an Gewerbe­
betrieben, die auf Grund der dritten Ver­
ordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. 6.

1938 (RGBl. I, S. 627) in ein Verzeichnis ein­
getragen wurden.

4. Als maßgeblich im Sinne der Bestimmungen 
im Absatz 3 c) und d) gilt eine Beteiligung dann, 
wenn sie durch sich allein oder auf Grund einer 
vor oder bei der Entziehung bestandenen Inter­
essenverbindung einen erheblichen Einfluß auf die 
Geschäftsführung des Unternehmens ermöglichte.

Artikel 22
Rückerstattung bei Veränderung der rechtlichen 

oder Kapitalstruktur von Unternehmen
Ist eine Beteiligung der in Artikel 21, Absatz 3 
bezeichneten Art entzogen worden und ist das Un­
ternehmen selbst aufgelöst oder mit einem anderen 
Unternehmen verschmolzen oder in ein anderes 
Unternehmen umgewandelt oder sonstwie in seiner 
rechtlichen Struktur oder seiner Kapitalstruktur 
verändert worden oder ist dessen Vermögen ganz 
oder teilweise auf ein anderes Unternehmen über­
tragen worden, so kann der Berechtigte verlangen, 
daß er an dem veränderten oder neu gestalteten 
Unternehmen oder dem Unternehmen, das das Ver­
mögen des ursprünglichen Unternehmens ganz oder 
teilweise übernommen hat, in einer angemessenen 
Weise beteiligt wird, die, soweit möglich, seine ur­
sprüngliche Beteiligung und die aus ihr fließenden 
Rechte wiederherstellt.

Artikel 23
Durchführung des Grundsatzes des Artikels 22
Die Wiedergutmachungskammer hat, soweit die 
Ansprüche des Berechtigten auf Grund der Artikel 
29 ff. nicht zu einer im Sinne des Artikels 22 aus­
reichenden "■ Wiedergutmachung führen, alle Maß­
nahmen zu treffen, die notwendig und geeignet sind, 
die dem Berechtigten in Artikel 22 eingeräumten 
Rechte zu verwirklichen. Sie hat zu diesem Zweck v 
insbesondere nötigenfalls die Einziehung und Neu­
ausgabe oder den Austausch von Aktien, Anteil­
scheinen, Zwischenscheinen und sonstigen Beteili­
gungspapieren oder die Begründung eines Gesell­
schaftsverhältnisses zwischen dem Berechtigten und 
dem in Artikel 22 bezeichneten Unternehmen sowie 
die Vornahme der zur Verwirklichung der Rechte 
gesetzlich vörgeschriebenen Handlungen anzuordnen. 
Diese Maßnahprien haben grundsätzlich zu Lasten 
derjenigen zu erfolgen, die bei entsprechender An­
wendung der Vorschriften dieses Gesetzes rück­
erstattungspflichtig erscheinen. Zu Lasten sonstiger 
Anteilsberechtigter an dem Unternehmen sollen 
solche Maßnahmen nur insoweit angeordnet wer­
den, als ’ diese Anteilsberechtigten aus, der Ent­
ziehung in Verbindung mit dem in Artikel 22 be- 
■zeichneten Sachverhalt mittelbar oder unmittelbar 
Nutzen gezogen haben oder das Unternehmen selbst 
auf Grund von Vorschriften dieses Gesetzes oder 
des bürgerlichen Rechts dem Berechtigten zur Her­
ausgabe oder zum Schadensersatz verpflichtet ist, 
insbesondere für ein Handeln seiner Organe ein­
zustehen hat.

Artikel 24
Sonstige Unternehmen

Die Bestimmungen der Artikel 22, 23 finden ent­
sprechende Anwendung, wenn eine Einzelfirma oder 
die Beteiligung an einer offenen Handelsgesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft oder die persönliche 
Beteiligung an einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien oder der Anteil an einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder an einer Genossenschaft 
oder Anteile ähnlicher rechtlicher Art Gegenstand 
der Entziehung gewesen sind.

Artikel 25
Zustellung

Soweit in den Fällen der Artikel 22 bis 24 eine 
Zustellung an unbekannte Gesellschafter oder an 
Gesellschafter, deren gegenwärtige Adresse unbe-

/
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kannt ist, notwendig wird, erfolgt dieselbe durch 
öffentliche Zustellung gemäß Artikel 61.

Artikel 26
Ersatzleistung bei Veränderung einer Sache

1. Wäre eine Sache zurückzuerstatten, die nach 
der Entziehung wesentlich verändert worden ist und 
dadurch eine erhebliche Wertsteigerung erfahren 
hat, so kann die Wiedergutmachungskammer unter 
Berücksichtigung der berechtigten Interessen der 
Beteiligten eine nach dem Wert der Sache zur Zeit 
der Entziehung angemessene Ersatzleistung an Stelle 
der Rückerstattung anordnen. Der Berechtigte kann 
jedoch die Einräumung von Miteigentum zu ange­
messenem Bruchteil verlangen, es sei denn, daß der 
Rückerstattungspflichtige sich zur Ersatzleistung 
durch Übertragung ähnlicher gleichwertiger Ver­
mögensgegenstände erbietet. Die Bestimmffrigen der 
Sätze 1 und 2 gelten zugunsten des Berechtigten 
auch dann, wenn durch die wesentliche Verände­
rung der Sache eine erhebliche Wertsteigerung nicht 
eingetreten ist.
2. Der Rückerstattungspflichtige kann sich auf die 

Bestimmungen des Absatz 1 nicht berufen, wenn er 
die Sache mittels einer schweren Entziehung im 
Sinne des Artikels 30 erlangt hat öder im Zeitpunkt 
der Vornahme der wesentlichen Veränderung wußte 
oder den Umständen nach annehmen mußte, daß die 
Sache zu irgendeiner Zeit durch eine schwere Ent­
ziehung erlangt worden war.
3. Hat der Rückerstattungspflichtige mit der zu­

rückzuerstattenden Sache eine andere Sache als 
wesentlichen Bestandteil verbunden, so kann er sie 
abtrennen und sich aneignen. Er hat im Falle der 
Wegnahme die Sache auf seine Kosten in den vori­
gen Stand zu setzen. Erlangt der Berechtigte den 
Besitz der Sache, so ist er verpflichtet, die Abtren­
nung zu gestatten; er kann die Gestattung verwei­
gern, bis ihm für den mit der Abtrennung verbun­
denen Schaden Sicherheit geleistet wird. Das Recht 
zur Abtrennung ist ausgeschlossen, wenn der Rück- 
erstattungs'pflichtige nach den Bestimmungen dieses 
Gesetzes für die Verwendung Ersatz nicht verlangen 
kann oder ihm mindestens der Wert ersetzt wird, 
den der Bestandteil nach der Abtrennung für ihn 
haben Würde.
4. Bei der Bestimmung, ob ein Vermögensgegen­

stand eine Wertsteigerung im Sinne des Absatz 1 
Satz 1 erfahren hat, dürfen Wertsteigerungen, für 
die der Rückerstattungspflichtige nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Gesetzes keinen Ersatz ver­
langen kann, zugunsten des Rückerstattungspflich­
tigen nicht berücksichtigt werden.

Artikel 27
Rückerstattung eines Inbegriffs von Gegenständen
1. Der Berechtigte kann die Rückerstattung ein­

zelner Vermögensgegenstände aus einem entzogenen 
Inbegriff von Gegenständen nicht verlangen, wenn 
der Inbegriff zurückerstattet werden kann und die 
Beschränkung der Rückerstattung auf einzelne Ver­
mögensgegenstände zu einer unbilligen Schädigung 
des Rückerstattungspflichtägen oder der Gläubiger 
führen würde.
2. Befinden sich unter den Aktiven eines zurück­

zuerstattenden geschäftlichen Unternehmens oder 
sonstigen Vermögensinbegriffs Forderungen gegen 
die öffentliche Hand im Sinne des Artikels 1 der 
mit Zustimmung des Länderrats einheitlich in den 
Ländern Bayern, Hessen und Württemberg-Baden 
erlassenen Vertragshilfegesetze, so ist der Berech­
tigte befugt, deren Übernahme abzulehnen.

Artikel 28
Schuldnerschutz

Ist eine Forderung entzogen worden, so kann der 
Schuldner mit befreiender Wirkung an den Rück­

erstattungspflichtigen leisten, bis ihm die Anmeldung 
des Rückerstattungsanspruchs bekanntgegeben wird. 
Das gleiche gilt für denjenigen, der bis zur Ein­
tragung des Rückerstattupgsvermerks oder eines 
Widerspruchs gegen die Richtigkeit des Grundbuchs 
an einen im Grundbuch eingetragenen Rückerstat- 
tungspflichtigen leistet.

Fünfter Abschnitt
Ersatz- und Nebenansprüche 1

Artikel 29 
Ersatz

1. Ein früherer Inhaber des entzogenen Vermö­
gensgegenstandes, der rückerstattungspflichtig sein 
würde, wenn er noch Inhaber wäre, hat auf Ver­
langen des Berechtigten den Ersatz herauszugeben 
oder den Ersatzanspruch abzutreten, den er infolge 
des die Rückerstattung unmöglich machenden Um­
standes erlangt hat. Der Berechtigte muß sich das, 
was er von einem von mehreren Verpflichteten er­
langt hat, auf seine Ansprüche gegen die übrigen 
Verpflichteten anrechnen lassen.
2. Das gleiche gilt hinsichtlich des Ersatzes oder 

Ersatzanspruches, den der Inhaber oder ein früherer 
Inhaber des entzogenen Vermögensgegenstandes für 
eine Verschlechterung desselben erlangt hat.
3. Im Falle der Entziehung eines geschäftlichen 

Unternehmens erstreckt sich der Rückerstattungs­
anspruch auch auf die nach der Entziehung für 
das Unternehmen neu beschafften Vermögensgegen­
stände, es sei denn, daß der Rückerstattungspflich­
tige nachweist, daß die Neubeschaffung nicht mit 
Mitteln des Unternehmens erfolgt ist. Ist die Neu­
beschaffung von Vermögensgegenständen mit Mit­
teln des Unternehmens erfolgt, so gilt eine dadurch 
eingetretene Steigerung des Wertes des Unter­
nehmens gegenüber dem Zeitpunkt der Ent­
ziehung als Nutzung im Sinne der Artikel 30, 
32, 33. Die Bestimmungen gelten entsprechend für 
einen sonstigen Inbegriff von Vermögensgegenstän­
den. Soweit die Beschaffung nicht mit Mitteln des 
Unternehmens erfolgt ist, steht dem Rückerstat­
tungspflichtigen das Recht zur Abtrennung nach 
Artikel 26, Absatz 3 zu mit der Maßgabe, daß der 
Berechtigte das Übemahmerecht des Artikels 26, 
Absatz 3, Satz 3 nur dann geltend machen kann, 
wenn ohne dieses Recht der Betrieb des Unter-
-nehmens besonders beeinträchtigt würde.
4. Weitergehende Ansprüche des Berechtigten auf 

Grund der Artikel 30 ff. bleiben unberührt.
' Artikel 30

Strenge Haftung
1. Wer den entzogenen Vermögensgegenstand von 

dem Verfolgten mittels eines gegen die guten Sitten 
verstoßenden Rechtsgeschäfts oder durch eine von 
ihm oder zu seinen Gunsten ausgeübte Drohung 
oder durch widerrechtliche Wegnahme oder sonstige 
unerlaubte Handlung erlangt hat (schwere Ent­
ziehung), haftet auf Schadenersatz wegen- Unmög­
lichkeit der Herausgabe oder Verschlechterung des 
entzogenen Vermögensgegenstandes, auf Heraus­
gabe von Nutzungen und auf sonstigen Schadens­
ersatz nach den allgemeinen Vorschriften des bür­
gerlichen Rechts über den Schadensersatz wegen 
unerlaubter Handlung.
2. Ebenso haftet ein Inhaber oder früherer In­

haber des %entzogenen Vermögensgegenstandes, der 
bei dem Erwerb desselben wußte oder den Um­
ständen nach annehmen mußte (§ 259 des BStGB), 
daß dieser zu irgendeiner Zeit durch eine schwere 
Entziehung erlangt worden war.
3. Soweit ein Anspruch auf Herausgabe von 

Nutzungen besteht, kann der Berechtigte verlangen, 
daß für deren Berechnung ein durch Ausführungs-
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Vorschriften zu bestimmender, für derartige Ver­
mögensgegenstände üblicher Nutzungssatz zugrunde­
gelegt wird, sofern nicht diese Richtsätze im Einzel­
fall offenbar in erheblichem Maße unangemessen 
sind.

Artikel 31
Gemilderte Haftung

1. Auf Schadenersatz wegen Unmöglichkeit der 
Herausgabe oder Verschlechterung des entzogenen 
Vermögensgegenstandes haftet auch der Inhaber 
oder ein früherer Inhaber des entzogenen Ver- 
mügensgegenstandes, weicher diesen durch eine 
nicht den Tatbestand des Artikels 30 Absatz 1 er­
füllende Entziehung (einfache Entziehung) erworben 
hat, es sei denn, daß' er nachweist, daß er die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet hat.
2. Ebenso haftet der Inhaber oder ein früherer 
Inhaber von dem Zeitpunkt an, von dem er weiß 
oder den Umständen nach annehmen mußte, daß 
der Vermögensgegenstand zu irgendeiner Zeit durch 
eine Entziehung im Sinne dieses Gesetzes erlangt 
worden ist.
3. Im Falle der Entziehung eines Grundstücks 
oder grundstücksgleichen Rechtes haftet der In­
haber oder ein früherer Inhaber nach Absatz 1 so­
fern er nicht nachweist, daß er infolge besonderer 
Umstände weder wußte noch den Umständen nach 
annehmen mußte, daß der Vermögensgegenstand zu 
irgendeiner Zeit ‘durch eine Entziehung im Sinne 
dieses Gesetzes erlangt worden ist.

Artikel 32
Herausgabe von Nutzungen bei einfacher Entziehung
1. Der Inhaber oder ein früherer Inhaber des ent­

zogenen Vermögensgegenstandes, welcher diesen zu 
irgendeiner Zeit durch eine einfache Entziehung er­
langt hat, hat für die Zeit, in der er Nutzungen des 
Vermögensgegeijstandes gezogen hat, dem Berech­
tigten eine angemessene Vergütung zu entrichten. 
Die Bestimmungen des Artikels 31, Absatz 2 und 3 
gelten entsprechend.
2. Als angemessen gilt der Betrag der gezogenen 
reinen Nutzungen, abzüglich eines angemessenen 
Entgeltes für die Geschäftsführung des Verpflich­
teten. Das Entgelt für die Geschäftsführung soll 
50% der gezogenen Reinnutzungen nicht überstei­
gen, es sei denn, daß es sich um kleinere Beträge 
handelt. Nutzungen, die der Verpflichtete böswillig 
nicht gezogen oder vermindert hat, sind hinzuzu­
rechnen. Die aus dem Reinertrag des Vermögens­
gegenstandes entrichteten Steuern und die Verzin­
sung des vom Verpflichteten für den Erwerb des 
Vermögensgegenstandes entrichteten Entgelts sind 
angemessen zu berücksichtigen. Artikel 30, Absatz 3 
gilt entsprechend.

Artikel 33
Haf tun gsansschlufi

1. Der Inhaber oder ein früherer Inhaber eines 
entzogenen Vermögensgegenstandes ist zum Scha­
densersatz wegen Unmöglichkeit der Herausgabe 
oder wegen Verschlechterung des entzogenen Ver­
mögenggegenstandes und zur Vergütung gezogener 
Nutzungen für die Zeit nicht verpflichtet, während 
der er weder wußte noch den Umständen nach an­
nehmen mußte, daß der Gegenstand zu irgendeiner 
Zeit durch eine Entziehung erlangt worden ist. Die 
Bestimmung des Artikels 31, Absatz 3 bleibt un­
berührt.
2. Nutzungen, die nach den Regeln einer ord­
nungsmäßigen Wirtschaft nicht als Ertrag der Sache 
anzusehen sind, sind in jedem Falle nach den Vor­
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
herauszugeben.
8. Für einen Zeitraum, für welchen der Berech­
tigte keine Nutzungen beanspruchen kann, wird ein

Entgelt für Geschäftsführung in keinem Falle ge« 
währt.

Artikel 34
Verwendungsansprüche

1. Gewöhnliche Erhaltungskosten für den zurück­
zuerstattenden Vermögensgegenstand sind unbe­
schadet ihrer Berücksichtigung bei Ermittlung der 
Reinnutzungen nach Artikel 30 und 32 nicht zu er­
setzen.
2. Für sonstige notwendige Verwendungen kann 
Ersatz insoweit verlangt werden, als sie bei ord­
nungsmäßiger Bewirtschaftung des entzogenen Ver­
mögensgegenstandes noch nicht als abgeschrieben 
zu gelten haben.
3. Für andere als notwendige Verwendungen kann 
der Rückerstattungspflichtige Ersatz nur insoweit 
verlangen, als sie bei ordnungsmäßiger Bewirt­
schaftung des entzogenen Vermögensgegenstandes 
noch nicht als abgeschrieben zu gelten haben und 
durch die Verwendungen der Wert der Sache noch 
zur Zeit der Rückerstattung erhöht ist. Die Haftung 
des Berechtigten beschränkt sich in diesem Falle 
auf den zurückerstatteten Vermögensgegenstand und 
die sonstigen ihm aus der Rückerstattung zustehen- * 
den Ansprüche. Für die Geltendmachung der Haf­
tungsbeschränkung finden die Vorschriften der 
§§ 1990, 1991 BGB entsprechende Anwendung.
4. Wer den entzogenen Vermögensgagenstand zu 
irgendeiner Zeit mittels einer schweren Entziehung 
erlangt hat, kann Ersatz nur für notwendige Ver­
wendungen unter den Voraussetzungen des Absatz 2 
und unter der weiteren Voraussetzung verlangen, 
daß die Verwendungen dem Interesse des Berech­
tigten entsprachen. Dasselbe gilt für den Inhaber 
oder einen früheren Inhaber des entzogenen Ver­
mögensgegenstandes von dem Zeitpunkt an, von 
dem er wußte oder den Umständen nach annehmen 
mußte, daß der Vermögensgegenstand zu irgend­
einer Zeit mittels einer schweren Entziehung er­
langt worden war.
5. Für Verwendungen, die zu einer wesentlichen 
Veränderung und dadurch zu einer erheblichen 
Wertsteigerung einer Sache im Sinne des Artikels 2, 
Absatz 1, geführt haben, kann kein Ersatz verlangt 
werden, wenn die Bestimmungen des Artikels 28, 
Absatz 1, Anwendung finden.

Artikel 35
Anskunftspflicht

Soweit es zur Geltendmachung von Ansprüchen 
auf Grund dieses Gesetzes notwendig ist, sind die 
Beteiligten einander zur Auskunftserteilung ver­
pflichtet. Die Bestimmungen der §§ 259—261 BGB 
finden entsprechende Anwendung, t

Artikel 36
Eigentumserwerb an Früchten

Für den Erwerb des Eigentums an Erzeugnissen 
und sonstigen zu den Früchten der entzogenen 
Sache gehörenden Bestandteilen gelten die Bestim­
mungen des Bürgerlichen Gesetzbuches. Hat ein Be­
sitzer oder früherer Besitzer die Sache auf andere 
Weise als mittels einer schweren Entziehung er­
langt, so ist er unbeschadet seiner Verpflichtung zur 
Herausgabe von gezogenen Nutzungen als Eigen­
tümer der Erzeugnisse und sonstiger zu den Früch­
ten der entzogenen Sache gehörenden Bestandteile 
verpflichtet.

Sechster Abschnitt
Fortbestand von Rechten und Haftung für Verbindlichkeiten

Artikel 37
Fortbestand von Rechten

1. Rechte an dem entzogenen Vermögensgegen­
stand bleiben bestehen, soweit sie bestanden habeiv
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bevor die die Entziehung darstellende Handlung 
vorgenommen worden ist, und sie seither nicht ge­
tilgt oder abgelöst worden sind. Das gleiche gilt 
für später entstandene Rechte, soweit die Gesamt­
summe aller Haupt- und Nebenforderungen nicht 
höher ist als die Gesamtsumme aller Haupt- und 
Nebenforderungen, die bestanden haben, bevor die 
Entziehung vorgenommen worden ist (Belastungs­
grenze). Rechte, die nicht auf Zahlung von Geld 
gerichtet sind, bleiben nur dann bestehen, wenn 
gleichartige Rechte vor der Entziehung bereits be­
standen haben und die später entstandenen Rechte 
nicht lästiger sind als die zur Zeit der Entziehung 
bestehenden Rechte, oder wenn die Rechte auch 
ohne die Entziehung entstanden wären.
2. Die Belastungsgrenze erhöht sich, soweit Rechte 
Dritter aus Verwendungen herrühren, für die der 
Rückerstattungspflichtige gemäß Artikel 34 Ersatz 
verlangen kann. Sonstige die Belastungsgrenze des 
Absatz 1 übersteigende Rechte Dritter, die aus Ver­
wendungen herrühren, für die der Rückerstattungs­
pflichtige gemäß Artikel 34 Ersatz nicht verlangen 
kann, erlöschen, es sei denn, daß der Wert der 
Sache zur Zeit der Rückerstattung durch die Ver­
wendung noch entsprechend erhöht ist und der 
Dritte nachweist, daß er weder wußte noch den 
Umständen nach annehmen mußte, daß die Sache 
mittels einer schweren Entziehung erlangt war.
3. Rechte, die für den Berechtigten oder seinen 

Rechtsvorgänger an dem zurückzuerstattenden Ver­
mögensgegenstand anläßlich der Entziehung be­
gründet waren, bleiben ohne Rücksicht auf die Be­
lastungsgrenze bestehen. Ansprüche des Berechtig­
ten auf Rückerstattung derartiger Rechte, soweit sie 
Ihm entzogen worden sind, bleiben unberührt.
4. Rechte, die aus der Abgeltung der Hauszins­
steuer herrühren, mit Ausnahme des Rechtes auf 
rückständige Leistungen, bleiben ohne Rücksicht auf die Belastungsgrenze unberührt.

Artikel 38
Übergang von Rechten

Wenn ein Grundstück durch ein eine Entziehung 
im Sinne dieses Gesetzes darstellendes Rechts­
geschäft, Rechtshandlung oder Staatsakt belastet 
worden ist, so geht das Recht aus einer solchen Be­
lastung auf den Berechtigten über und ist bei Be­
rechnung der in Artikel 37 vorgesehenen Belastungs­
grenze nicht zu berücksichtigen. Dies gilt insbe­
sondere für Rechte, die im Zusammenhang mit der 
Reichsfluchtsteuer, Judenvermögensabgabe und ähn­
lichen Maßnahmen im Grundbuch eingetragen sind.

Artikel 39 
Schuldübernahme

Soweit der Berechtigte oder sein Rechtsvorgänger 
vor der Entziehung eines Grundstücks persönlicher 
Schuldner einer Forderung war, für die an dem 
Grundstück eine Hypothek, Grundschuld oder Ren­
tenschuld bestellt worden war, übernimmt der Be­
rechtigte mit der Wiedererlangung des Eigentums 
die persönliche Schuld, insoweit als die' Hypothek, 
Grundschuld oder Rentenschuld nach den vor­
stehenden Bestimmungen bestehen bleibt. Das 
gleiche gilt, soweit es sich um Verbindlichkeiten 
handelt, bezüglich deren der Rückerstattungspflich­
tige Befreiung gemäß Artikel 34 dieses Gesetzes, 
§ 257 BGB verlangen kann. Das gleiche gilt ferner 
bei Verbindlichkeiten, die nach Artikel 37, Absatz 1, 
Satz 2 bestehen bleiben und an Stelle von Verbind­
lichkeiten getreten sind, für die der Berechtigte oder 
sein Rechtsvorgänger persönlicher Schuldner ge­
wesen war.

Artikel 40
Ubertragungsanspruch

1. Der Berechtigte kann verlangen, daß ihm eine 
an dem zurückzuerstattenden Grundstück einge­

tragene Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld, 
die einem Besitzer oder früheren Besitzer des 
Grundstücks zusteht, der dieses zu irgendeiner Zeit 
mittels einer schweren Entziehung erlangt hatte, 
entschädigungslos übertragen wird. Dies gilt nicht 
bezüglich der der Hypothek zugrunde liegenden per­
sönlichen Forderung. Bei Rechten, die vor der Ent­
ziehung begründet worden waren, findet Artikel 46, 
Absatz 3 entsprechende Anwendung.
2. Absatz 1 findet keine Anwendung auf Be­
lastungen, die gemäß den Vorschriften dieses Ge­
setzes einzutragen sind.

Artikel 41
Haftung für Geschäftsverbindlichkeiten

1. Erlangt der Berechtigte ein geschäftliches Unter­
nehmen oder einen sonstigen Vermögensinbegrift zu­
rück, so können die Gläubiger der im Betrieb des 
Unternehmens begründeten oder auf dem sonstigen 
Vermögensinbegrift lastenden Verbindlichkeiten von 
dem Zeitpunkt der Wiedererlangung an ihre zu 
dieser Zeit bestehenden Ansprüche auch gegen den 
Berechtigten geltend machen.
2. Die Haftung des Berechtigten beschränkt sich 
auf den zurückerstatteten Vermögensgegenstand und 
die sonstigen ihm aus der Rückerstattung zustehen­
den Ansprüche. Für die Geltendmachung der Haf­
tungsbeschränkung finden die Vorschriften der 
§§ 1990, 1991 BGB entsprechende Anwendung.
3. Die Haftung des Berechtigten gemäß Absatz 1 
und 2 tritt nicht ein, soweit der Gesamtbetrag der 
Verbindlichkeiten die in entsprechender Anwendung 
des Artikels 37 zu errechnende Belastungsgrenze 
übersteigt und der übersteigende Betrag der Ver­
bindlichkeiten auch nicht durch einen nach Arti­
kel 29, Absatz 3 sich ergebenden Mehrbetrag der 
Aktiven gedeckt erscheint. Die Wiedergutmachungs­
kammer trifft in diesem Falle nach billigem Er­
messen die erforderlichen Maßnahmen in sinn­
gemäßer Anwendung des Artikels 37. Hierbei gehen 
Verbindlichkeiten, deren Gläubiger beim Erwerb der 
Forderung weder wußten noch den Umständen nach 
annehmen mußten, daß das Unternehmen oder der 
sonstige Vermögensinbegriff zu irgendeiner Zeit 
durch eine Entziehung im Sinne dieses Gesetzes er­
langt worden war, grundsätzlich anderen Verbind­
lichkeiten vor. Bei gleichrangigen Verbindlichkeiten 
findet, soweit erforderlich, eine Kürzung nach dem 
Verhältnis ihrer Beträge statt.

Artikel 42
Miet- and Pachtverhältnisse

1. Hat der Rückerstattungspflichtige oder ein 
früherer Besitzer ein Grundstück an einen Dritten 
vermietet' oder verpachtet, so kann der Berechtigte 
das Miet- oder Pachtverhältnis mit der gesetzlichen 
Kündigungsfrist kündigen. Die Kündigung ist erst zu­
lässig, wenn die Wiedergutmachungsorgane die Rück­
erstattungspflicht rechtskräftig festgestellt haben 
oder diese Pflicht anderweit anerkannt ist. Die Kün­
digung muß binnen 3 Monaten von diesem Zeitpunkt 
oder von der tatsächlichen Übernahme des Grund­
stücks an, wenn diese später erfolgt, vorgenommen 
werden.
2. Die Bestimmungen des Mieterschutzgesetzes in 
der Fassung vom 15. Dezember 1942 (RGBl. I, S. 712) 
finden keine Anwendung auf Rückerstattungspflich­
tige oder deren Rechtsvorgänger, die den zurück- 
zperstattenderi Vermögensgegenstand durch schwere 
Entziehung erlangt haben oder beim Erwerb wußten 
oder den Umständen nach annehmen mußten, daß 
der Vermögensgegenstand zu irgendeiner Zeit durch 
eine schwere Entziehung erlangt worden war. Die 
Bestimmungen des Mieterschutzgesetzes finden fer­
ner keine Anwendung, soweit der Berechtigte Wohn- 
räume für sich oder seine nahen Angehörigen zum
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angemessenen Wohnen benötigt. Das gleiche gilt, 
wenn Wohnraum, der im Zeitpunkt der Entziehung 
oder der Erhebung des Rückerstattungsanspruchs im 
Zusammenhang mit dem Betrieb eines zurückzu­
erstattenden geschäftlichen Unternehmens benützt 
wurde, zur Weiterführung des Unternehmens be­
nötigt wird. Bei Geschäftsräumen sind die Bestim­
mungen des Mieterschutzgesetzes insoweit nicht an­
wendbar, als der Berechtigte an deren alsbaldiger 
Rückgabe ein begründetes Interesse hat.
3. Miet- und Pachtverträge, die mit Genehmigung 

der Militärregierung abgeschlossen worden sind, 
können nur mit deren Zustimmung gekündigt 
werden.

Artikel 43 
Dienstverträge

Der Berechtigte kann laufende Dienstverträge, die 
der Rückerstattungspflichtige oder ein früherer In­
haber eines zurückzuerstattenden geschäftlichen 
Unternehmens in diesem nach der Entziehung ab­
geschlossen hatte, vorbehaltlich eines etwaigen 
Rechtes auf fristlose Kündigung, ohne Rücksicht auf 
abweichende Einzel-Vertragsbestimmungen mit der 
tariflichen oder gesetzlichen Kündigungsfrist kün­
digen. Die Kündigung ist erst zulässig, wenn die 
Wiedergutmachungsorgane die Rückerstattungs­
pflicht rechtskräftig festgestellt haben oder diese 
Pflicht anderweit anerkannt ist. Sie muß binnen 
S Monaten von diesem Zeitpunkt an oder von der 
tatsächlichen Übernahme des Unternehmens an, 
wenn diese später erfolgt, vorgenommen werden.

Siebenter AbschnittAnsprüche des Rückersiattungspflichtigen aut Rückgewähr und Ausgleich
Artikel 44

Rückgewährpflicht
1. Der Berechtigte hat dem Rückerstattungspflich­

tigen gegen Rückerstattung des entzogenen Ver­
mögensgegenstandes das erhaltene Entgelt, wenn 
möglich in Natur, herauszugeben. Das Entgelt er­
höht sich um den Betrag der vor der Entziehung 
bestehenden und seither getilgten Belastungen des 
entzogenen Vermögensgegenstandes, soweit an deren 
Stelle nicht andere bestehenbleibende Belastungen 
getreten sind oder die getilgte Belastung nicht selbst 
auf Grund einer Entziehung im Sinne dieses Ge­
setzes entstanden ist.
2. Findet im Fälle der Entziehung' mehrerer Ver­

mögensgegenstände gegen ein Gesamtentgelt die 
Rückerstattung, nur in Ansehung einzelner Ver­
mögensgegenstände statt, so ist das Gesamtentgelt 
in dem Verhältnis herabzusetzen, in welchem zur 
Zeit der Entziehung der Vermögensgegenstände das 
Gesamtentgelt zu dem Wert der zurückzuerstatten­
den Vermögensgegenstände stand.
3. Hat der Berechtigte bei der Entziehung ganz 

oder teilweise aus den Gründen des Artikels 1 nicht 
die freie Verfügung über die Gegenleistung des 
Erwerbers erlangt, so vermindert sich das Entgelt 
um diesen Betrag. Der Berechtigte hat einen ihm 
etwa zustehenden Wiedergutmachungsanspruch dem 
Rückerstattungspflichtigen abzutreten.
4. Der Berechtigte hat in keinem Falle mehr zu­

rückzugewähren als den Wert des entzogenen Ver­
mögensgegenstandes im Zeitpunkt der Rückerstat­
tung abzüglich des Wertes der bestehenbleibenden 
Belastungen.

Artikel 45
Zurückbehaltungsrecht

Für Ansprüche des Rückerstattungspflichtigen 
kann ein Zurückbehaltungsrecht insoweit nicht 
geltend gemacht werden, als dies die schleunige 
Rückerstattung des entzogenen Vermögensgegen­
standes erheblich verzögern würde. Das gleiche gilt

für Zwangsvollstreckung und Arrestvollziehung auf 
Grund von Gegenansprüchen in die entzogenen Ver­
mögensgegenstände. f

Artikel 46
Gerichtliche Festsetzung für Zahlungen

1. Die Wiedergutmachungsorgane haben die Zah­
lungsbedingungen für Geldleistungen, die im Zu­
sammenhang mit der Rückerstattung stehen, unter 
Berücksichtigung des Zwecks des Gesetzes, der 
Zahlungsfähigkeit des Verpflichteten und bestehen­
der gesetzlicher Zahlungsverbote und Zahlungs­
beschränkungen festzusetzen.
2. Der Berechtigte kann im Falle der Rück­

erstattung von Grundstücken und grundsfücks- 
gleichen- Rechten verlangen, daß seine Verbindlich­
keiten zur Rückgewähr des Entgelts und zum Ersatz 
von Verwendungen gegen Eintragung einer mit 
4 v. H. verzinslichen Rückerstattungshypothek an 
dem Grundstück zugunsten des Rückerstattungs­
pflichtigen angemessen, jedoch nicht länger als 
10 Jahre, gestundet werden. Die näheren Bedingun­
gen bestimmen auf Antrag die Wiedergutmachungs­
organe.
3. In den Fällen der Artikel 34 Absatz 3, 37 Ab­

satz 2 haben die Wiedergutmachungsorgane die Fäl­
ligkeit von Verbindlichkeiten und die Zahlungs­
bedingungen so zu regeln, daß keinesfalls die Rück­
erstattung des entzogenen Vermögensgegenstandes 
gefährdet, oder die Nutzîng des Berechtigten an 
demselben unbillig beeinträchtigt wird.

Artikel 47
Rückgriffsansprüche

1. Die Rückgriffsansprüche des Rückerstattungs­
pflichtigen gegen jeden mittelbaren Rechtsvorgänger 
bestimmen sich nach den Vorschriften des Bürger­
lichen Rechts. Die Rückerstattungspflicht bildet 
einen Mangel im Recht im Sinne, des Bürgerlichen 
Gesetzbuches. Die Bestimmung des § 439 Absatz 1 
BGB findet keine Anwendung.
2. Die nach Absatz 1 zulässigen Ansprüche kön­

nen im Falle der Herausgabe einer Sache auch gegen 
jeden Rechtsvorgänger geltend gemacht werden, der 
beim Erwerb der Sache nicht im guten Glauben 
gewesen ist. Diese Rechtsvorgänger haften als Ge­
samtschuldner. Ein Anspruch gegen sie ist ausge­
schlossen, wenn auch der Rückerstattungspflichtige 
nicht im guten Glauben war.

Artikel 48
Rechte Dritter an den Ansprüchen 
des Rückerstattungspflichtigen

1. Rechte an dem entzogenen Vermögensgegen­
stand, die nach Artikel 37 nicht an ihm bestehen 
bleiben, setzen sich fort an dem Anspruch des Rück­
erstattungspflichtigen auf Ersatz von Verwendungen, 
Rückgewähr des Entgelts und Rückgriff gemäß 
Artikel 34, 44, 47 und an demjenigen, was der Rück­
erstattungspflichtige auf Grund dieser Ansprüche 
erlangt.
2. Diese Bestimmung gilt nicht zugunsten von 

Personen, die zu einer schweren Entziehung durch 
Darlehensgewährung Beistand geleistet haben.

Achter AbschnittAllgemeine Verfahrensbestimmungen
Artikel 49
Grundsatz

1. Das Rückerstattungsverfahren soll eine rasche 
und vollständige Wiedergutmachung herbeiführen.
Die Wiedergutmachungsorgane können von Ver­
fahrensvorschriften, die in diesem Gesetz für an­
wendbar erklärt, sind, im Einzelfall abweichen, wenn 
dies der Beschleunigung der Rückerstattung dient

l
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und dadurch weder die volle Aufklärung des Sach­
verhalts noch die Gewährung des rechtlichen Ge­hörs beeinträchtigt wird.
2. Die Wiedergutmachungsorgane haben die Lage, in die der Berechtigte durch die Verfolgungsmeß­
nahmen aus den Gründen des Artikels 1 geraten ist, bei der Ermittlung des Sachverhalts weitgehend zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere, soweit die Beibringung von Beweismitteln durch Verlust von 
Urkunden, Tod oder Unauffindbarkeit von Zeugen, Auslandsaufenthalt des Berechtigten und ähnlicĥ Umstände erschwert oder unmöglich geworden ist. Eidesstattliche Versicherungen des Berechtigten und von ihm benannter Zeugen sind zuzulassen. Dies gilt auch dann, wenn die die eidesstattliche Ver­sicherung abgebende Person nach Abgabe der Ver­
sicherung verstorben ist

Artikel 50
Erbrecht und ausländisches Recht

1. Wer sich auf eine erbrechtliche Stellung beruft, 
hat diese nachzuweisen.
2. Ausländisches Recht bedarf des Beweises, so­weit es den Wiedergutmachungsorganen unbe­
kannt ist.

Artikel 51
• Todesvermutung

Wenn ein Verfolgter seinen letzten bekannten Aufenthalt in Deutschland oder in einem von Deutschland oder seinen Alliierten besetzten oder annektierten Gebiet hatte und sein Aufenthalt seit dem 8. Mai 1945 unbekannt ist, ohne daß Nachrich­ten darüber vorliegen, daß er zu diesem oder einem 
späteren Zeitpunkt noch gelebt hat, so wird ver­mutet, daß er am 8. Mai 1945 verstorben ist. Falls nach den Umständen des Einzelfalls ein anderer Zeitpunkt des Todes wahrscheinlich erscheint, so 
können die Wiedergutmachungsorgpne diesen an­deren Zeitpunkt als Zeitpunkt des Todes feststellen.

Artikel 32
Sicherungspflicht

1. Die Wiedergutmachungsorgane haben entzogene 
Vermögensgegenstände, wenn ein Bedürfnis besteht, 
in geeigneter Weise sicherzustellen. Sie können hier­
zu auf Antrag oder von Amts wegen einstweilige 
Verfügungen anordnen oder Arrestbefehle erlassen. 
Diese sind abzuändern oder aufzuheben, wenn die 
Sicherstellung durch andere als die getroffenen Maß­
nahmen erreicht werden kann, oder das Bedürfnis 
nach ihrer Aufrechterhaltung entfällt.
2. Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
Arrest und einstweilige Verfügungen sind in der 
Jeweils geltenden Fassung entsprechend anwendbar.

Artikel 53
Treuhänder

1. In Fällen, In denen für entzogene Vermögens­
gegenstände eine Fürsorge erforderlich ist, ist ein 
Treuhänder zu bestellen, soweit nicht hierfür die 
Zuständigkeit einer anderen Behörde begründet ist
2. Für die Bestellung und Beaufsichtigung des 

Treuhänders gelten die Vorschriften über die Ver­
waltung beschlagnahmten Vermögens, soweit nicht 
durch Ausführungsvorschriften Abweichendes be­stimmt wird.

Artikel 54
Zuständigkeit anderer Behörden zu Maßnahmen nach Artikel 52, 53
Soweit zu den in Artikel 62, 53 bezeichneten 

Sicherungsmaßnahmen andere Behörden zuständig 
sind, haben die Wiedergutmachungsorgane diese 
hierum zu ersuchen.

Neunter Abschnitt
Anmeldeverfahren
• Artikel 55
Zentralanmeldeamt

1. Für die Anmeldung von Rückerstattungs­
ansprüchen wird ein Zentralanmeldeamt errichtet. 
Die näheren Bestimmungen hierüber erläßt die Militärregierung.
2. Das Zentralanmeldeamt hat die Anmeldung den 
zuständigen Wiedergutmachungsbehörden zu über­mitteln.

Artikel 56
Form und Frist der Anmeldung

1. Rückerstattungsansprüche nach diesem Gesetz sind bis spätestens 31. Dezember 1948 schriftlich bei dem Zentralmeldeamt anzumelden. Die näheren Be­stimmungen über die Form der Anmeldung erläßt die Militärregierung.
2. Der angemeldete Anspruch soll durch Urkun­den oder eidesstattliche Versicherungen glaubhaft gemacht werden.
3. Die Anmeldung kann rechtswirksam durch einen von mehreren Mitberechtigten erfolgen.
4. Die Anmeldung seitens eines vermeintlichen Berechtigten wirkt zugunsten des wahren Berech­tigten und unter den Voraussetzungen der Artikel 8, 10 und 11 zugunsten der dort bezeichneten Nach­folgeorganisationen. Das gleiche gilt für die An­meldung seitens dieser Nachfolgeorganisationen.

Artikel 57
Verhältnis zum ordentlichen Rechtsweg

Ansprüche, die unter dieses Gesetz fallen, können, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, nur im Verfahren nach diesem Gesetz und unter Einhaltung seiner Fristen geltend gemacht werden. Ansprüche aus unerlaubter Handlung, die nicht 
unter die Bestimmungen dieses' Gesetzes fallen, können jedoch im ordentlichen Rechtsweg geltend 
gemacht werden.

Artikel 58
Inhalt der Anmeldung

1. Die Anmeldung muß eine Beschreibung des 
entzogenen Vermögensgegenstandes enthalten. Zeit, 
Ort und Umstände der Entziehung sollen, so genau 
als es den Umständen nach möglich ist, beschrieben 
werden. Soweit tunlich, sollen Geldansprüche be­
ziffert sein; der.Grund des Anspruchs soll dargelegt 
werden.
2. Die Anmeldung soll, soweit dem Berechtigten 
bekannt, Namen und Anschrift des Rückerstattungs- 
Pflichtigen, Namen und Anschrift aller Personen, die 
ein Recht an dem Vermögensgegenstand haben oder 
geltend machen, etwaige Mieter und Pächter und 
die Angabe der zur Zeit der Entziehung an dem 
Vermögensgegenstand bestehenden Belastungen ent­
halten.
3. Das Zentralanmeldeamt oder die Wiedergut­

machungsorgane können die Ergänzung einer An­
meldung durch die in Absatz 1 und 2 vorgesehenen 
Angaben von dem Berechtigten verlangen; sie köni nen ihm die eidesstattliche Versicherung seiner An­
gaben auferlegen.
4. Hat der Antragsteller seinen Wohnsitz odes 
gewöhnlichen Aufenthalt nicht in einer der vie* 
Besatzungszonen Deutschlands oder der Stadt Ber­
lin, und hat er daselbst auch keinen zum Empfang 
von Zustellungen bevollmächtigten Prozeßvertreter 
bestellt, so hat er in der Anmeldung einen daselbst wohnhaften Siustellungsbevollmächtigten zu be­
nennen. Benennt er einen Zustellungsbevollmäch­
tigten nicht, so hat die Wiedergutmachungsbehörde 
einen solchen zu bestellen und den Antragsteller 
hiervon zu benachrichtigen.
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5. O ber die erfolgte A nm eldung ist seitens des 
Zentralanm eldeam tes eine B escheinigung zu erteilen, 
in der der B erechtigte davon in K enntnis gesetzt 
w ird, an w elche der W iedergutm achungsbehörden  
die A nm eldung gem äß A rtikel 55, A bsatz 2 über­
m ittelt w orden ist.
6. D ie in A rtikel 56, A bsatz 1 vorgesehene Frist 

für die A nm eldung eines R ückerstattungsanspruchs 
gilt als gew ährt, w enn diese schriftlich bei dem 
Zentralanm eldeam t erfolgt ist, selbst w enn sie un­
vollständig und nicht ln der vorgeschriebenen Form 
vorgenom m en w orden ist.

A rtikel 59
örtliche Zuständigkeit

1. D as Zentralanm eldeam t hat die A nm eldung 
des R ückerstattungsanspruchs an die W iedergut­
m achungsbehörde des B ezirks zu überm itteln, in 
dem sich der zurückerstattende V erm ögensgegen­
stand befindet. Ergibt sich die U nzuständigkeit einer 
W iedergutm achungsbehörde, so verw eist sie den 
R ückerstattungsanspruch an die zuständige W ieder­
gutm achungsbehörde. D er V erw eisungsbeschluß ist 
für diese bindend.
2. D urch A usführungsverordnung können w eitere 

V orschriften über die örtliche Zuständigkeit, 
nam entlich zur G eltendm achung von Ersatz- und 
N ebenansprüchen, erlassen w erden.

A rtikel 60
Sachliche Zuständigkeit

D ie W iedergutm achungsorgane sind sachlich . zu­
ständig ohne R ücksicht darauf, ob unter anderen 
gesetzlichen B estim m ungen ein R ückerstattungs­
anspruch zur Zuständigkeit der ordentlichen G e­
richte gehören w ürde oder der R echtsw eg ausge­
schlossen w äre.

A rtikel 61
B ekanntgabe der A nm eldung

1. D ie W iedergutm achungsbehörde hat den R ück­
erstattungsanspruch den B eteiligten zur Erklärung 
binnen zw ei M onaten durch förm liche Zustellung 
bekanntzugeben. B eteiligte sind der R ückerstattungs- 
pßichtige, dinglich B erechtigte, M ieter und Pächter 
des entzogenen V erm ögensgegenstandes, sow ie die­
jenigen sonstigen B etroffenen, deren Einbeziehung 
in das V erfahren der B erechtigte beantragt. W enn  
der B eteiligte das D eutsche R eich, ein Land oder 
ein früheres Land, die vorm alige N ationalsozia­
listische D eutsche A rbeiterpartei, eine ihrer G lie­
derungen oder angeschlossenen O rganisationen ist, 
so erfolgt die Zustellung an den Staatsm inister der 
Finanzen. D as Land ist in den Fällen des Satzes 3 
berechtigt, als Partei im V erfahren aufzutreten.
2. Ist der R ückerstattungspflichtige oder seine 

gegenw ärtige A nschrift unbekannt oder ist auf 
G rund der A nm eldung anzunehm en, daß unbekannte 
D ritte in A nsehung des entzogenen G egenstandes 
R echte besitzen, so hat die W iedergutm achungs­
behörde die A nm eldung des R ückerstattungs- 
anspruchs öffentlich zuzustellen und dabei die 
R üclaerstattungspflichtigen und die unbekannten 
D ritten aufzufordem , ihre R echte binnen zw ei 
M onaten bei der W iedergutm achungsbehörde an­
zum elden und zu begründen. D ie öffentliche Zu­
stellung erfolgt nach M aßgabe des § 204, A bsatz 2 
der ZPO in der Fassung des K ontrollratgesetzes 
N r. 38 in der für Ladungen vorgeschriebenen 
Form . D ie Zustellung güt als an dem Tage er­
folgt, an w elchem seit der Einrückung in das in 
A bsatz 2 des § 204 ZPO bezeichnete M itteilungsblatt 
ein M onat verstrichen ist.
3. D ie R echtshängigkeit tritt m it der Zustellung 

der A nm eldung ein.
4. R ichtet sich der A nspruch auf R ückerstattung 

eines G rundstücks oder grundstücksgleichen 'R ech­

tes, so hat die W iedergutm achungsbehörde die 
Eintragung der A nm eldung des R ückerstattungs­
anspruchs im G rundbuch herbeizuführen (R ück­
erstattungsverm erk). D er R ückerstattungsverm erk 
w irkt gegen jeden D ritten.
5. D ie B estim m ungen der Zivilprozeßordnung über 

die Streitverkündung und N ebenintervention finden 
entsprechende A nw endung.

A rtikel 62
V erfahren vor der W iedergutm achungsbehörde
1. W ird innerhalb der Erklärungsfrist oder der 

durch die öffentliche B ekanntm achung erfolgten A n­
m eldefrist kein W iderspruch erhoben, so gibt die 
W iedergutm achungsbehörde durch B eschluß dem 
A ntrag statt. W enn über die B elastungsgrenze und 
den Fortbestand von R echten kein Streit besteht, so 
trifft sie auch hierüber die erforderlichen Feststel­
lungen.
2. Ist jedoch der R ückerstattungsantrag nicht 

schlüssig begründet oder stehen der R ichtigkeit der 
zu seiner B egründung vorgebrachten B ehauptungen 
Einträge in öffentlichen R egistern oder öffentlichen 
U rkunden, die der W iedergutm achungsbehörde vor­
liegen, entgegen, scr hat die W iedergutm achungs­
behörde den A ntragsteller zur Erklärung darüber 
binnen einer von ihr zu setzenden angem essenen 
Frist aufzufordem . W ird innerhalb der Frist eine 
den R ückerstattungsanspruch rechtfertigende A uf­
klärung und Ergänzung des V orbringens seitens des 
A ntragstellers nicht gegeben, so hat die W iedergut­
m achungsbehörde den A ntrag als unbegründet zu­
rückzuw eisen.
3. W ird W iderspruch erhoben, so hat die W ieder­

gutm achungsbehörde den V ersuch einer gütlichen 
Einigung zu m achen, sofern nicht die Erfolglosigkeit 
eines solchen V ersuchs m it B estim m theit voraus­
zusehen ist. K om m t eine gütliche Einigung zustande, 
so hat die W iedergutm achungsbehörde die V erein­
barung auf A ntrag schriftlich niederzulegen und den 
B eteiligten von A m ts w egen eine A usfertigung der 
N iederschrift zu erteilen.

A rtikel 63
V erw eisung an das G ericht

1. K om m t eine gütliche Einigung ganz oder teil­
w eise nicht zustande oder übersteigen die erforder­
lichen M aßnahm en die Zuständigkeit der W ieder­
gutm achungsbehörde, so verw eist diese insow eit die 
Sache an die W iedergutm achungskam m er des für 
den Sitz der W iedergutm achungsbehörde zuständi­
gen Landgerichtes. D ies gilt insbesondere auch, 
w enn lediglich über die B elastungsgrenze, den Fort­
bestand von R echten oder die H aftung für V er­
bindlichkeiten Streit besteht.
2. D urch A usführungsverordnungen kann die Zu­

ständigkeit allgem ein auf bestim m te oder andere 
als die in A bsatz 1 bezeichneten Landgerichte über­
tragen w erden.
3. D ie W iedergutm achungsbehörde kann das V er­

fahren vor der V erw eisung bis zur H öchstdauer 
von sechs M onaten aussetzen, sofern der B erech­
tigte zustim m t und eine gütliche Einigung zu er­
w arten ist.

A rtikel 64
Einspruch

1. G egen eine Entscheidung der W iedergut­
m achungsbehörde gem äß A rtikel 59, A bsatz 1, Satz 2 
und gem äß A rtikel 62, A bsatz 1 und 2 kann jeder 
B eteiligte binnen einem M onat und, w enn er im 
A usland seinen W ohnsitz hat, binnen drei M onaten 
die Entscheidung der W iedergutm achungskam m er 
durch Einspruch zur W iedergutm achungsbehörde  
anrufen. D ie Frist beginnt m it der Zustellung der 
anzufechtenden Entscheidung. A rtikel 61, A bsatz 2 
findet entsprechende A nw endung.
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2. Der Einspruch kann nur auf eine Verletzung 
der Vorschriften des Artikels 59, Absatz 1, Satz 2 
oder des Artikels 62, Absatz 1 und 2 gegründet 
werden.

Artikel 65 
Vollstreckbarkeit

Aus den von der Wiedergutmachungsbehörde aus­
gefertigten Vereinbarungen und aus den rechts­
kräftigen Beschlüssen der Wiedergutmachungs­
behörde findet die Zwangsvollstreckung nach den 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung statt. An Stelle 
des Vollstreckungsgerichts tritt die Wiedergut­
machungsbehörde. Sie kann sich bei der Durch­
führung der Vollstreckung anderer Behörden, ins­
besondere des Vollstreckungsgerichts, bedienen.

Zehnter AbschnittGerichtliches Verfahren
Artikel 66

Besetzung der Wiedergutmachungskammer
Die Wiedergutmachungskammer besteht aus einem 

Vorsitzenden und zwei Beisitzern, welche die Be­
fähigung zum Richteramt oder zum höheren Ver­
waltungsdienst haben müssen. Der Vorsitzende muß 
ein Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit sein. 
Die Beisitzer werden, soweit sie nicht selbst Berufs­
richter sind, auf die Dauer von drei Jahren ernannt. 
Einer der drei Richter soll dem Kreise der aus den 
Gründen des Artikels 1 Verfolgten angehören.

Artikel 67
Verfahren

1. Die Wiedergutmachungskammer hat die Rechts­
beziehungen der Beteiligten gemäß diesem Gesetz 
zu gestalten.
2. Soweit keine anderweitigen Bestimmungen in 

diesem Gesetz getroffen sind, sind für das Ver­
fahren die Vorschriften über das Verfahren in 
Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit den 
folgenden Maßgaben entsprechend anwendbar:

(a) Die Kammer muß eine mündliche Verhand­
lung anordnen. Die Verhandlung ist öffent­
lich.

(b) Auf Antrag des Berechtigten kann das Ver­
fahren bis zur Höchstdauer von sechs Mo­
naten ausgesetzt werden. Die Aussetzung 
kann nach Fortsetzung des Verfahrens wie­
derholt werden.

(c) Die Wiedergutmachungskammer hat ein Teil­
urteil hinsichtlich einzelner von mehreren 
Ansprüchen oder eines Teils eines An­
spruchs zu erlassen, wenn die Entscheidung 
über eine Widerklage, einen Aufrechnungs­
anspruch, ein Zurückbehaltungsrecht oder 
einen ähnlichen Rechtsbehelf die Entschei­
dung über die Rückerstattung erheblich ver­
zögern würde.

(d) Die Kammer kann vorbehaltlich der end­
gültigen Entscheidung die vorläufige Her­
ausgabe entzogener Vermögensgegenstände 
gegen oder ohne Sicherheitsleistung an den 
Antragsteller anordnen. Der Antragsteller 
hat in diesem Falle gegenüber Dritten die 
Rechtsstellung eines Treuhänders.

Artikel 68
Form und Inhalt der Entscheidung

1. Die Wiedergutmachungskammer entscheidet 
durch einen mit Gründen versehenen Beschluß, der 
den Beteiligten zuzustellen ist. Der Beschluß ist 
vorläufig vollstreckbar. §§ 713, Absatz 2, 713a bis 
720 ZPO finden entsprechende Anwendung.
2. Gegen den Beschluß findet innerhalb einer 
Frist von einem Monat und, wenn der Beschwerde­

führer seinen Wohnsitz im Ausland hat, innerhalb 
einer Frist von drei Monaten die sofortige Be­
schwerde statt. Die Frist beginnt mit der Zustel­
lung; Artikel 61, Absatz 2 findet entsprechende An­
wendung. Uber die Beschwerde entscheidet der 
Zivilsenat des Oberlandesgerichts. Die Beschwerde 
kann nur darauf gestützt werden, daß die Entschei­
dung auf einer Verletzung des Gesetzes beruhe. Die 
Vorschriften der §§ 551, 561, 563 ZPO finden ent­
sprechende Anwendung.
3. Durch Ausführungsverordnungen kann die Zu­

ständigkeit zur Entscheidung über Beschwerden all­
gemein auf eines von mehreren Oberlandesgerichten 
übertragen werden.

Artikel 69 
Board of Review

Ein Board of Review ist ermächtigt, alle Entschei­
dungen nachzuprüfen, die einen nach Maßgabe dieses 
Gesetzes erhobenen Rückerstattungsanspruch be­
treffen, sowie die nach Sachlage erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen. Ausführungsvorschriften 
der Militärregierung werden die Ernennung und 
Zusammensetzung des Board, seine Zuständigkeit, 
das Verfahren und alle weiteren Einzelheiten regeln.

Elfter AbschnittBesondere Verfahren
Artikel 70

Antragsrecht der Staatsanwaltschaft
Wird bezüglich entzogener Vermögensgegenstände 

ein Rückerstattungsanspruch bis zum 31. Dezember 
1948 nicht geltend gemacht, so kann die Staats­
anwaltschaft am Sitze der Wiedergutmachungs­
kammer den Rückerstattungsanspruch zugunsten 
einer in Artikel 10 vorgesehenen Nachfolgeorgani­
sation geltend machen. Dies gilt nicht, wenn der 
Berechtigte auf seinen Rückerstattungsanspruch 
gemäß Artikel 11, Absatz 3, verzichtet hat. Der 
Antrag der Staatsanwaltschaft kann nur bis zum 
30. Juni 1949 gestellt werden.

Artikel 71
Zuständigkeitsbereinigung

1. Werden Ansprüche der in den Artikeln 1—48 
bezeichneten Art in einem gerichtlichen Verfahren 
einschließlich der Zwangsvollstreckung vom Be­
rechtigten klage- oder einredeweise geltend ge­
macht, so hat das Gericht die Wiedergutmachungs­
behörde zu benachrichtigen. Das Gericht kann durch 
unanfechtbaren Beschluß das Verfahren aussetzen 
und die Zwangsvollstreckung einstweilen einstellen; 
auf Ersuchen der Wiedergutmachungsbehörde sind 
diese Anordnungen zu treffen. Die Wiedergut­
machungsbehörde kann die Weiterbehandlung des 
Anspruchs nach Maßgabe dieses Gesetzes mit der 
Wirkung des Ausschlusses des Rechtsweges an­
ordnen oder mit Bindung für das Gericht dem Be­
rechtigten die Geltendmachung des Anspruchs im 
ordentlichen Rechtsweg -überlassen. Findet ein 
Rechtsstreit durch Weiterbehandlung des Anspruchs 
nach Maßgabe dieses Gesetzes seine Erledigung, so 
werden die Gerichtskosten niedergeschlagen, die 
außergerichtlichen Kosten gegeneinander aufge­
hoben.
2. Das Gericht hat dem Zentralanmeldeamt jede 

gemäß Abs. 1 getroffene Maßnahme mitzuteilen.
Zwölf t er AbschnittKostenbesfimmungen

Artikel 72
Kosten

1. Das Verfahren vor den Wiedergutmachungs­
organen ist grundsätzlich gerichtskostenfrei. Im 
übrigen werden Ausführungsverordnungen die Tr»-
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gung und Festsetzung von Kosten, Gebühren und 
Auslagen regeln.
2. Der Berechtigte ist nicht verpflichtet, Vor­schüsse oder Sicherheit für Kosten zu leisten.

Dreizehnter AbschnittAnzeigepflicht und Strafbestimmungen
Artikel 73 ^
Anzeigepflicht

1. Wer Vermögensgegenstände, von denen er weiß »der den Umständen nach annehmen muß,
(a) daß sie im Sinne des Artikels 2 dieses Ge­
setzes entzogen sind; oder

(b) daß eine solche Entziehung nach den Vor­
schriften des Artikels 3, Absatz 1 vermutet 
wird; oder

(c) daß sie zu irgendeiner Zeit Gegenstand 
eines Rechtsgeschäfts waren,' das nach den 
Bestimmungen des Artikels 4, Absatz 1 an- 
gefochten werden kann,

im Besitz hat oder zu irgendeinem Zeitpunkt, nach­
dem der Verfolgte über sie verfügt hat oder sie ihm 
entzogen worden sind, im Besitz hatte, muß dies 
schriftlich dem Zentralanmeldeamt bis zum 15. Mai 
1948 anzeigen. Die Anzeige muß genaue Angaben 
darüber enthalten, wie der Anzeigeerstatter in den 
Besitz des Vermögensgegenslandes gelangt ist, sie 
muß Namen und Wohnort desjenigen angeben, von 
dem der Anzeigeerstatter den Vermögensgegenstand 
erhalten hat, das entrichtete Entgelt und, falls der 
Vermögensgegenstand nicht mehr im Besitz des An­
zeigeerstatters ist, den Namen desjenigen, an den 
der Vermögensgegenstand übertragen worden ist.
2. Die Anzeigepflicht entfällt:
(a) Bei beweglichen Sachen, die im Wege des 
ordnungsmäßigen üblichen Geschäftsver­
kehrs aus einem einschlägigen Unternehmen 
erworben worden sind; anzeigepflichtig sind 
jedoch Sachen, die im Wege der Verstei­
gerung erworben worden sind, oder in Un­
ternehmen, die sich mit der Versteigerung 
oder sonstigen Verwertung entzogener Ver­
mögensgegenstände in erheblichem Maße 
befaßten;

(b) bei beweglichen Sachen, deren Wert im 
Zeitpunkt der Entziehung den Betrag von 
RM. 1000.— nicht überstiegen hat;

(c) bei Schenkungen zwischen nahen Verwand­
ten (§ 52, Absatz 2 StGB) und bei unzweifel­
haften Anstandsschenkungen;

(d) bei bereits zurückerstatteten Vermögens­
gegenständen und bei solchen Vermögens­
gegenständen, auf deren Rückerstattung der 
Berechtigte in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ausdrück­
lich schriftlich verzichtet hat.

3. Eine gemäß Absatz 1 erstattete Anzeige darf 
hn Verfahren vor den Wiedergutmachungsorganen 
nicht als Geständnis des Anzeigenden gewertet 
werden, daß die angemeldeten Vermögensgegen­
stände der Rückerstattung unterliegen; ebensowenig 
darf eine solche Anzeige als Verzicht auf einen Ein­
wand ausgelegt werden, den der Anzeigende hätte 
geltend machen können, wenn er die Anzeige nicht 
erstattet hätte. Die Anzeige kann jedoch als ein 
Geständnis in bezug auf die darin mitgeteilten Tat­
sachen gewertet werden.
4. Das Zentralanmeldeamt hat nach Erhalt einer 

auf Grund der Bestimmungen dieses Artikels er­
statteten Anzeige eine Abschrift der Anzeige an die 
zuständige Wiedergutmachungsbehörde oder die zu­ständigen Wiedergutmachungsbehörden in dem Be­

zirk weiterzuleiten, in dem sich irgendwelche in der 
Anzeige in bezug genommene Vermögensgegenstände befinden. Die Einsicht in alle gemäß den Vorschrif­
ten dieses Artikels erstatteten Anzeigen ist gestattet,

Artikel 74
Pflicht zur Einsicht des Grundbuchs und anderer öffentlicher Register
1. Wer ein Grundstück oder ein grundstück- gleiches Recht besitzt, ist verpflichtet, sich durch 

Einsicht des Grundbuches zu vergewissern, daß ea sich nicht um einen anzeigepflichtigen Vermögens­
gegenstand handelt. Das gleiche gilt von Ver­
mögensgegenständen, die in anderen öffentlichen 
Registern eingetragen sind.
2. Erlangt eine Behörde oder öffentliche Dienst­
stelle Kenntnis von dem Verbleib eines anzeige­
pflichtigen Vermögensgegenstandes, so hat sie un­
verzüglich dem Zentralanmeldeamt Mitteilung zu 
machen. Artikel 73, Absatz 4 gilt entsprechend.

Artikel 75 
Strafbestimmungen

1. Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird, so­
weit nicht auf Grund anderer Bestimmungen eine 
höhere Strafe verwirkt ist, bestraft

(a) wer seiner Anzeigepflicht auf Grund der 
Artikel 73 und 74 vorsätzlich oder fahr­
lässig nicht nachkommt,

(b) wer gegenüber den Wiedergutmachungs­
organen wissentlich falsche oder irre­
führende Angaben macht.

2. Der Täter bleibt im Falle des Absatzes 1 (a) 
straflos, wenn er vor Entdeckung die nach diesem 
Gesetz vorgeschriebene Anzeige freiwillig nachholt.

Artikel 76
Strafbestimmungen, Fortsetzung

1. Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren und mit Geld­
strafe oder mit einer dieser Strafen wird, soweit 
nicht auf Grund anderer Bestimmungen eine höhere 
Strafe verwirkt ist, bestraft, wer Vermögensgegen­
stände, die unter die Bestimmungen dieses Gesetze» 
fallen, veräußert, beschädigt, vernichtet oder bei­
seiteschafft, um sie dem Zugriff des Berechtigten 
zu entziehen.
2. In besonders schweren Fällen tritt Zuchthaus­

strafe bis zu fünf Jahren ein.
3. Der Versuch ist strafbar.

Artikel 77
Strafbestimmungen, Fortsetzung

Niemand kann sich in den Fällen der Artikel 75, 
76 auf die Unkenntnis von solchen Tatsachen be­
rufen, die er auf Grund einer Einsicht in öffentliche 
Bücher oder Register erfahren hätte, wenn und so­
weit er nach Artikel 74 zu einer solchen Einsicht 
verpflichtet war.

Vierzehnter AbschnittWiederherstellung von Erbrechten und Kindesannahmeverhältnissen
Artikel 78

Erbverdrängung
1. Ein in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mal 

1945 aus den Gründen des Artikels 1 durch Gesetz 
oder Verordnung erfolgter Ausschluß vo» Erwerb 
von Todes wegen bder Verfall des Nachlasses gilt 
als nicht eingetreten.
2. Für die Fristenberechnung gilt der Erbfall mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als eingetreten.
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Artikel 79
Anfechtbarkeit von Verfügungen von Todes wegen und Erbschaf tsausschlagungen
1. Letztwillige Verfügungen und Erbverträge aus der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945, in 
welchen Abkömmlinge, Eltern, Großeltern, voll- und halbblütige Geschwister und deren Abkömm­linge sowie Ehegatten von der Erbfolge ausge­schlossen wurden, um ihren Erbteil einem vom Erb­lasser aus den Gründen des Artikels 1 erwarteten Zugriffs des Staates zu entziehen, sind anfechtbar. Vorbehaltlich der Bestimmungen des Abs. 3 finden auf die Anfechtung die Vorschriften der §§ 2080 ff. 
bzw. 2281 ff. BGB Anwendung.2. Erbschaftsausschlagungen durch die im Ab­
satz 1 genannten Personen sind anfechtbar, wenn sie in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 erfolgten, um dadurch einen aus den Gründen des Artikels 1 erwarteten Zugriff des Staates auf den Erbteil zu verhindern. Vorbehaltlich der Bestim­mungen in Absatz 3 finden auf die Anfechtung die Vorschriften der §§ 154 ft. BGB Anwendung.3. Die Anfechtung von letztwilligen Verfügungen und Erbverträgen sowie von Erbschaftsausschlagun­
gen muß bis 31. Dezember 1948 erfolgen. Eine inner­halb dieser Frist erfolgte Anfechtung gilt als recht­
zeitig. Artikel 80

Verfolgten-Testament
1. Der Gültigkeit einer in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 erklärten letztwilligen Ver­fügung steht das Fehlen jeglicher Form nicht ent­gegen, wenn der Erblasser zu der Verfügung durch eine aus den Gründen des Artikels 1 erwachsene unmittelbare Todesgefahr, in der er sich befand oder zu befinden glaubte, veranlaßt wurde und ihm die Festlegung in gesetzlicher Form nach den Umstän­den unmöglich oder nicht zuzumuten war.
2. Eine nach Absatz 1 zu beurteilende letztwillige Verfügung gilt als nicht getroffen, wenn der Erb­lasser nach dem 30. September 1945 zu einer form­gerechten letztwilligen Verfügung noch in der Lage

Artikel 81
Wiederherstellung von Kindesannahmeverhiiltnissen
1. Ein in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 aus den Gründen des Artikels 1 aufgehobenes Kindpsannnhmpvprhannig kann durch Vertrag des 
Annehmenden oder seiner Erben mit dem Kinde oder seinen Erben rückwirkend zum Zeitpunkt der 
Aufhebung wiederhergestellt werden. Auf dem Wie­derherstellungsvertrag finden die Vorschriften der 
§§ 1741 bis 1772 BGB mit Ausnahme der Bestim­mungen der §§ 1744, 1745, 1747, 1752 und 1753 An­
wendung. Die Bestätigung des Wiederherstellungs­vertrags kann auch nach dem Tode der am Wieder­herstellungsvertrag beteiligten Personen erfolgen. 
Ist ein Beteiligter nicht erreichbar, so kann für ihn zum Zwecke der Vertretung bei der Wiederherstel­lung des Kindesannahmeverhältnisses ein Pfleger 
bestellt werden.
2. Ist das Kindesannahmeverhältnis in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 durch gericht­liche Entscheidung aus den Gründen des Artikels 1 aufgehoben worden und sind keine Umstände er­sichtlich, die die Vertragschließenden seitdem zur
laßt hätten, so können sowohl der Annehmende oder 
einer seiner Erben wie das Kind oder einer seiner Erben die Aufhebung dieser Entscheidung bean­tragen.
3. Zuständig zur Entscheidung gemäß Absatz 2 ist das Amtsgericht, welches das Kindesannahmever­hältnis aufgehoben hat. Absatz 1, Satz 4 gilt ent­
sprechend. Das Gericht entscheidet nach seinem

durch Billigkeit bestimmten freien Ermessen. Durch die Aufhebung der gerichtlichen Entscheidung tritt 
das Kindesannahmeverhältnis rückwirkend wieder ln Kraft. Das Gericht kann in seiner Entscheidung die Rückwirkung in einzelnen Beziehungen aus­schließen.
4. Das Verfahren ist gebühren- und auslagenfreL
5. Die Wiederherstellung von Kindesannahmever­hältnissen kann nur bis spätestens 31. Dezember 1948 beantragt werden.

Artikel 82 
Zuständigkeit

Über Ansprüche auf Grund der Artikel 78—81 entscheiden die ordentlichen Gerichte. Eine Anmel­dung bei dem Zentralanmeldeamt findet nicht statt.
Fünfzehnter AbschnittWiederherstellung von Firmen und Namen

Artikel 83
Wiedereintragung einer gelöschten Firma

1. Ist in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 eine Firma im Handelsregister gelöscht wor­
den, nachdem der Betrieb des Handelsgeschäftes aus Gründen des Artikels 1 eingestellt war, so ist, wenn der Betrieb eines Handelsgeschäftes von dem oder den letzten Inhabern oder ihren Erben wieder auf­genommen wird, auf Antrag die gelöschte Firma wieder einzutragen.
2. Wurde das eingestellte Handelsgeschäft zur Zeit der Einstellung von einem Einzelkaufmann betrie­ben, so steht das Recht auf Wiedereintragung der gelöschten Firma dem letzten Inhaber oder seinem Erben zu. Sind mehrere Erben vorhanden und nehmen sie nicht alle den Betrieb wieder auf, so kann die Wiedereintragung der gelöschten Firma verlangt werden, wenn die den Betrieb nicht wieder aufnehmenden Ebben der Annahme der gelöschten 
Firma zustimmen.
3. Wurde das eingestellte Handelsgeschäft zur Zeit der Elinstellung von mehreren persönlich haftenden Gesellschaftern betrieben, so besteht das Recht auf Wiedereintragung der gelöschten Firma, wenn die persönlich haftenden Gesellschafter entweder alle, oder einer oder mehrere von ihnen mit Einverständ­nis der übrigen dem Betrieb eines Handelsgeschäftes 
aufnehmen. Im Falle des Erbgangs gilt Absatz 2 
entsprechend.

Artikel 84
Änderung der Firma

Ist eine Firma in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 aus den Gründen des Artikels 1 ge­ändert worden, so kann die frühere Firmenbezeich­nung wiederhergestellt werden, wenn derjenige, der 
zur Zeit der Änderung Firmeninhaber war, oder seine Erben es als jetzige Inhaber der Firma be­antragen. Artikel 83, Absatz 2, Satz 2 und Absatz 3 gelten sinngemäß.

Artikel 85
Firmen juristischer Personen

Die Vorschriften der Artikel 83 und 84 finden auf 
Firmen juristischer Personen entsprechende An­wendung.

Artikel 86
Wiederherstellung von Firmennamen In sonstigen 

Fällen
Die Wiedergutmachungskammer kann die Wieder­herstellung einer gelöschten oder einer geänderten Firma auch in anderen als den Fällen der Artikel 83—85 gestatten, sofern die Führung der alten 
Firmenbezeichnung zum Zwecke der Wiedergut­machung erforderlich ist
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Artikel 87
Vereins- and Stiftungsnamen

Die Bestimmung des Artikels 86 gilt entsprechend 
für die Wiederannahme des früheren Namens eines 
Vereines oder einer Stiftung.

Artikel 88
Verfahren

Anträge auf Eintragung von früheren Firmen­
bezeichnungen im Handelsregister können nur bin­
nen der in diesem Gesetz für Rückerstattungs­
ansprüche vorgesehenen Anmeldefrist gestellt wer­
den. Über diese Anträge entscheidet unbeschadet 
Artikel 86 das Amtsgericht als Registergericht Im 
übrigen sind für das Verfahren die Vorschriften 
über das Verfahren in Sachen der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit anwendbar. Das Verfahren ist ge­
bühren- und kostenfrei.

Sechzehnter Abschnitt-
Schlußbestimmungen

Artikel 89
Vorbehaltene Ansprüche

Besondere gesetzliche Regelung bleibt Vorbehalten 
für die Wiederherstellung erloschen er •'Rechte aus 
Versicherungsverhältnissen und erloschener Ur­
heberrechte und gewerblicher Schutzrechte.

Artikel 90
Fristenlauf

Soweit Ansprüchen, die unter dieses Gesetz fallen, 
Verjährung, Ersitzung oder Ablauf von Ausschluß- 
tristen nach den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts entgegenstehen würden, gilt die Verjäh- 
rungs-, Ersitzungs- oder Ausschlußfrist als nicht 
vor dem Ende von sechs Monaten abgelaufen, ge­
rechnet von dem Zeitpunkt, in welchem ein Klage­
anspruch auf Grund dieses Gesetzes zur Entstehung 
gelangt ist, keinesfalls jedoch vor dem 30. Juni 1949.

Artikel 91
Steuern und Abgaben

1. Steuern und sonstige öffentliche Abgaben wer­
den aus Anlaß der Rückerstattung nicht erhoben.
2. Eine Erstattung oder nachträgliche Erhebung 

von Steuern, sonstigen öffentlichen Abgaben, Ge­
bühren und Kosten aus Anlaß des Rückfalls ent­
zogener Vennögensgegenstände einschließlich der 
Erbschaftssteuer findet nicht statt.

Artikel 93
Ausführnngs- und Durchführungsvorschriften
1. Die Wiedergutmachungsbehörden werden durch 

Ausführungsverordnung bestimmt.
• 2. Soweit nichts anderes in diesem Gesetz be­
stimmt ist oder von der Militärregierung angeord­
net wird, werden die zur Durchführung des Ge­
setzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften vom Ministerpräsidenten eines Landes oder 
den von ihm bestimmten Staatsministern erlassen.

Artikel 93
Zuständigkeit der deutschen Gerichte

L Die deutschen Gerichte werden hiermit er­
mächtigt, die Gerichtsbarkeit in Zivilsachen, die 
diesem Gesetze unterliegen, gegen Staatenlose, die 
als verschleppte Personen einer der Vereinten Na­
tionen gelten, oder gegen Staatsangehörige der Ver­
einten Nationen auszuüben, sofern diese nicht unter 
eine der in Nr. (3), (4) oder (5) der Ziffer 10 (b) in 
Artikel VI des Gesetzes Nr. 2 der Militärregierung 
(in seiner jeweils geltenden Fassung) genannten 
Personengruppen fallen.
2. Die deutschen Gerichte werden hiermit er­

mächtigt, die Gerichtsbarkeit in Fällen von Zu­
widerhandlungen gegen die Bestimmungen der Ar­
tikel 73—77 dieses Gesetzes auszuüben, voraus­
gesetzt, daß der Täter von der Gerichtsbarkeit der 
deutschen Gerichte nicht gemäß Ziffer 10(a) in 
Artikel VI des Gesetzes Nr. 2 der Militärregierung i 
(in seiner jeweils geltenden Fassung) ausgenom­
men ist.

Artikel 94
Maßgeblicher Text

Der deutsche Text dieses Gesetzes ist der amt­
liche Text; die Bestimmungen des Absatzes S des 
Artikels 11 des Gesetzes Nr. 4 der Militärregierung 
(in seiner geänderten Fassung) finden keine An­
wendung.

Artikel 95
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt in den Ländern Bayern, Bre­
men, Hessen und Württemberg-Baden am 10. No­
vember 1947 ln Kraft.

IM AUFTRAGE DER MILlTARREGlERUNa
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Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet
Ausführungsverordnung Nr. 1 

zum Gesetz Nr. 59 der Militärregierung 
Errichtung eines Zentralanmeideamtes und Form der Anmeldung von Rückerstattungsansprüchen
Gemäß §§ 55 und 56 des Gesetzes Nr. 59 der Mili­
tärregierung über die Rückerstattung feststellbarer 
Vermögensgegenstände wird folgendes verordnet;
L Errichtung eines Zentralanmeideamtes
1. Gemäß § 55 des Gesetzes Nr. 59 der Militär­

regierung wird hiermit ein Zentralanmeldeamt er­
richtet, dessen Anschrift lautet:

Zentralanmeldeamt
Bad Nauheim, Deutschland.

X. Diesem Amt werden hiermit alle Rechte und 
Befugnisse übertragen, die dem Zentralanmeldeamt 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Gesetzes Nr. SO 
der Militärregierung zustehen.
II. Form der Anmeldung von Rückerstattunga- 
ansprfichen
1. Zur Erleichterung der beschleunigten Bear­
beitung von Rückerstattungsansprüchen soll die An­
meldung von Ansprüchen auf Rückerstattung ent­
sprechend der im Anhang gegebenen Anleitung vor­
genommen werden. Alle verlangten Angaben sollen, 
soweit bekannt, genau und in gedrängter Form ge­
macht werden.
2. Falls der Berechtigte ausführlichere Angaben 
machen will, sind sie als A der Anmeldung beizu­
fügen, und zwar zusammen mit sachdienlichen Ur­
kunden und eidesstattlichen Versicherungen. Die 
Anlagen sind zu numerieren.
3. Es ist nicht notwendig, gedruckte Formulare 
su verwenden. Die erforderlichen Angaben sollen 
in der Anmeldung in der aus dem Anhang ersicht­
lichen Reihenfolge gemacht werden; die Antwort 
auf jede Frage soll am linken Rand des zur An­
meldung verwendeten Bogens mit derjenigen Ziffer 
bezeichnet werden, welche der im Anhang zur Be­
zeichnung der Frage verwendeten Ziffer entspricht. 
Die zur Anmeldung verwendeten Bogen sollen aus 
Gründen der Einheitlichkeit nicht größer sein als 
21% cm breit und zwischen 28 und 33 cm lang 
oder eine möglichst ähnliche Größe haben. Die 
Bogen sollen nur einseitig, lesbar und in Maschi­
nenschrift beschrieben werden. Die Anmeldung 
und die zugehörigen Urkunden sollen in fünffacher 
Ausfertigung eingereicht werden. Ferner sollen so­
viel weitere Abschriften beigefügt werden, wie 
zwecks Zustellung von je einer Abschrift an jeden 
am Verfahren Beteiligten*erforderlich ist (Artikel 61 
des Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung).
4. Da das Gesetz von deutschen Behörden ange­
wendet wird, soll die Anmeldung, soweit möglich, 
in deutscher Sprache abgefaßt sein; andernfalls 
muß sie in englischer Sprache abgefaßt sein. Eides­
stattlichen Versicherungen, die in einer anderen 
Sprache eingereicht werden, soll eine deutsche 
Übersetzung beigefügt werden.
5. Soweit als möglich soll für jeden Rückerstat­
tungsanspruch eine besondere Anmeldung vorge­
nommen werden,a) wenn die Ansprüche sich auf mehr als einen 

Entziehungsvorgang gründen;b) wenn die beanspruchten Vermögensgegen­
stände gegenwärtig an verschiedenen Stellen 
gelegen sind.

6. Original-Urkunden sollen nicht eingereicht, 
sondern von dem Berechtigten zurückbehalten wer­

den, bis er von der Rückerstattungsbehörde um die 
Einreichung ersucht wird. Dagegen sollen beglau­
bigte Abschriften oder Photokopien sachdienlicher 
Urkunden der Anmeldung beigefügt werden. Wenn 
eine schriftliche Beschreibung eines Vermögens­
gegenstandes nicht als ausreichend erscheint, so 
sollen, soweit möglich, Abbildungen oder Zeich­
nungen beigefügt werden.
7. Die Anmeldung muß datiert und vom Berech­
tigten oder seinem bevollmächtigten Vertretê  
unterschrieben sein; wenn sie von einer dritten 
Person unterschrieben ist, so muß die Vollmacht 
oder sonstige Ermächtigung dieser Person mit der 
Anmeldung eingereicht werden.
III. Strafbestimmungen für unrichtige Anmeldungen
Wer im Zusammenhang mit der Anmeldung eines 
Anspruchs auf Rückerstattung nach Maßgabe des 
Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung eine wissent­
lich falsche Angabe macht, macht sich nach den 
Vorschriften des Artikels II, Ziffer 33 der Verord­
nung Nr. 1 der Militärregierung strafbar.
IV. Datum des Inkrafttretens
Diese Verordnung tritt am 10. November 1947 in 
Kraft ■»

IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG.

Anhang
Anleitung zur Vornahme der Anmeldung 
I eines Rückerstattungsanspruchs nach Mafi~ gäbe des Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung

Teil A
Angaben über den Berechtigten, seinen Anwalt 
oder Beauftragten und den Verfolgten.

L Angaben über den Berechtigten
1. Familienname, Vorname und weitere Vor­namen
2. Ständiger Wohnsitz
3. Gegenwärtige Anschrift
4. Anschrift welche für Zuschriften an den 
Berechtigten betreffend den Rückerstat­
tungsanspruch benutzt werden soll

5. Name und Anschrift eines in Deutschland 
wohnhaften Zustellungsbevollmächtigten 
(Artikel 58, Absatz 4)

0. Wenn der Berechtigte und der Verfolgte 
nicht die gleiche Person sind, müssen alle 
Tatsachen dargetan werden, aus- denen sich 
ergibt, daß der Berechtigte der Rechtsnach­
folger des Verfolgten ist. Abschriften aller 
sachdienlichen Urkunden sind beizufügen. 
Falls der Anspruch auf einer Abtretung be­
ruht, sollen Abschriften der Genehmigung der 
Abtretung seitens der Militärregierung bei­
gefügt werden.

II. Angaben über den Bevollmächtigten des Be­rechtigten
7. Familienname, Vorname und weitere Vor­
namen

8. Anschrift
9. Rechtsnatur des Auftragsverhältnisses 
(Rechtsanwalt, sonstiger Beauftragter, Vor­
mund usw.). Abschriften der sachdienlichen 
Urkunden, aus denen das Auftragsverhält­
nis ersichtlich ist, sind beizufügen.

IIL Angaben über den Verfolgten
10. Familienname, Vorname und weitere Vor­
namen
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11. Gegenwärtige Anschrift (falls am Leben)
12. Letzter bekannter Wohnsitz und letzte be­
kannte Anschrift in Deutschland

13. Wohnsitz und Anschrift zur Zeit der Ent­
ziehung.

Teil B
Angaben über das Vermögen, dessen Rückerstattung 

beansprucht wird.
L Grundstücke und Rechte an Grundstücken
14. Einzelbeschreibung des Grundstücks oder 
der Rechte am Grundstück

15. Lage
1«. Beschreibung im Grundbuch.

IL Geschäftsunternehmungen
17. Name und Beschreibung des Geschäfts­
unternehmens

18. Angabe darüber, wo das Geschäftsunter­
nehmena) zur Zeit der Entziehung gelegen war;b) wenn verzogen, gegenwärtige oder letzt­
bekannte Anschrift und Lage

19. Eintragung im Handelsregister.
GL Wertpapiere (Schuldverschreibungen, Aktien

usw.)
20. Genaue Beschreibung des Wertpapiers, sei­
ner Gattung, Effektennummer usw. Bei 
Anteilsrechten Name und Anschrift des 
Unternehmens; bei Schuldverschreibungen 
Name und Anschrift des Schuldners.

21. Angaben darüber, wo sich das Wertpapier 
zur Zeit der Entziehung befunden hat, wo 
es sich jetzt befindet oder, falls dies nicht 
bekannt ist, wo es sich zuletzt befunden hat.

IV. Sonstiges persönliches Vermögen
22. Eingehende Beschreibung des in Frage 
stehenden Vermögensgegenstandes und alle 
sonstigen sachdienlichen auf ihn bezüg­
lichen Angaben einschließlich Angaben dar­
über, wo er sich zur Zeit der Entziehung 
befunden hat, wo er sich gegenwärtig be­
findet und, falls dies nicht bekannt ist, wo 
er sich zuletzt befunden hat.

V. Sonstige Vermögensgegenstände, soweit sie bis­
her hier nicht aufgeführt sind
23. Eingehende Beschreibung des in Frage 
stehenden Vermögensgegenstandes und alle 
sonstigen ihn betreffenden sachdienlichen 
Angaben einschließlich Angaben darüber, 
wo sich der Vermögensgegenstand zur Zeit 
der Entziehung befunden hat, wo er sich 
jetzt befindet oder, falls dies nicht bekannt 
ist, wo er sich zuletzt befunden hat.

Teil C
Schilderung 'des Entziehungsvorganges

L Angaben über den Vermögensgegenstand vor
der Entziehung
24. Datum des Erwerbs des Vermögensgegen­
standes seitens des Verfolgten.

25. Kaufpreis, den der Verfolgte bezahlt hat.
26. Wert des Vermögensgegenstandes zur Zeit 
des Erwerbs (siehe oben Nr. 24).

27. Eingehende Angaben über Verwendungen, 
Werterhöhungen, Wertminderungen und 
andere Veränderungen des Vermögens­
gegenstandes vor der Entziehung.

28. Im Falle der Berechtigte zur Zeit der Ent­
ziehung nicht Alleineigentümer des Ver­
mögensgegenstandes war, sollen die Namen 
und Anschriften aller an dem Vermögens­
gegenstand Mitbeteiligten angeführt sowie

die Rechtsnatur und Höhe ihrer Beteiligung 
bezeichnet werden.

29. Sonstige Rechte Dritter an dem Ver­
mögensgegenstand, wie z. B. Hypotheken, 
gesetzliche und vertragliche Pfandrechte 
usw. Alle auf diese Personen bezüglichen 
Tatsachen und Einzelheiten sind anzugeben, 
besonders ihre Namen und Anschriften so­
wie die Rechtsnatur, der Umfang und Geld­
betrag ihrer Rechte.

IL Angaben über den Entziehungsvorgang
30. Datum und Ort der Entziehung
31. Genaue Angaben der Tatsachen und Um­
stände, auf Grund deren geltend gemacht 
wird, daßa) eine Entziehung im Sinne des Artikels 2 
stattgefunden hat oder

b) eine Vermutung im Sinne des Artikels 3 
vorliegt, oder

c) ein Anfechtungsrecht im Sinne des Ar­
tikels 4 gegeben ist.

Genaue Angabe darüber, ob der Anspruch 
auf mehr als eine der obigen Kategorien 
gestützt wird und auf welche.

32. Angaben über den Kaufpreis, wie er zur 
Zeit der Veräußerung des Vermögensgegen­
standes berechnet wurde.

33. Alle sonstigen Vertragsbedingungen, wie sie 
zur Zeit der Veräußerung des Vermögens­
gegenstandes festgelegt wurden.

34. Angaben über das Entgelt, das der Ver­
äußerer im Zeitpunkt der Veräußerung und 
gegebenenfalls später erhalten hat. An­
gaben über die Gegenleistung, die der Er­
werber gemacht hat; Angaben über die Be­
träge sowie Zeit und Ort der geleisteten 
Zahlungen, an wen diese Zahlungen ge­
leistet worden sind und alle sonstigen zur 
Aufklärung des Sachverhalts dienlichen 
Umstände.

35. Angaben über etwaige, dem Verfolgten auf­
erlegte Verfügungsbeschränkungen hinsicht­
lich des gezahlten oder erhaltenen Entgelt«.

36. War das Entgelt ein angemessener Kauf­
preis im Sinne des Artikels 3, Absatz 37 
Falls nein, Angabe des angemessenen Kauf­
preises. Worauf beruht die Schätzung dieses 
angemessenen Kaufpreises?

37. Alle weiteren sachdienlichen Angaben, be­
sonders Namen und Anschriften von Zeu­
gen, die Aussagen in bezug auf die Angaben 
unter Teil C, II machen können. Abschrif­
ten etwaiger beweiserheblichen Urkunden 
usw. sind beizufügen.

III. Angaben über den Vermögensgegenstand nach
der Entziehung
38. In denjenigen Fällen, in denen nach Maß­
gabe des Gesetzes eine Rechnungslegung 
beansprucht wird, sind alle sachdienlichen 
Angaben über den Grund dieses Anspruchs 
sowie über Gewinn, Verluste, Werterhöhun­
gen, Verwendungen, Verschlechterungen, 
Schäden, Untergang, Geschäftsführung, Aus­
lagen usw. zu machen. Die für die Rech­
nungslegung erforderlichen Angaben sollen 
auch die Namen und Anschriften von Zeu­
gen enthalten, die Aussagen in bezug auf 
Angaben in Teil C, III machen können. Ab­
schriften etwaiger beweiserheblichen Ur­
kunden usw. sind beizufügen.

IV. Angaben über den Rückerstattungspfiichtigen
und alle sonstigen am Verfahren Beteiligtenmit Ausnahme des Rückerstattungsberechtigten
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S9. Familienname; gegenwärtige und letzt­
bekannte Anschrift; Umfang der Beteili­
gung an dem die Entziehung darstellenden 
Vorgang; oder Kenntnis hiervon, und zwar 
in bezug aufa) denjenigen, der den Vermögensgegen­
stand zuerst von dem Verfolgten erwor­
ben hat (Ersterwerber) sowie dessen An­
schrift zur Zeit der Entziehung;

b) alle diejenigen Personen (mit Ausnahme 
des gegenwärtigen Besitzers oder Eigen­
tümers), die den Vermögensgegenstand 
späterhin im Besitz oder Eigentum 
hatten;

c) den gegenwärtigen oder letztbekannten 
Besitzer oder Eigentümer;

d> alle sonstigen Personen, die ein Recht 
an dem Vermögensgegenstand geltend 
machen (z. B. Hypothekengläubiger, Mie­
ter usw.).

40. Alle weiteren sonstigen sachdienlichen An­
gaben, insbesondere Namen und Anschrif­
ten von Zeugen, die Aussagen in bezug auf 
die Angaben in Teil C, IV machen können. 
Abschriften etwaiger beweiserheblichen Ur­
kunden usw. sind beizufügen.

V. Sonstige Angaben
41. Sonstige sachdienliche Angaben, die für 
eine vollständige Schilderung des Sachver­
halts, auf die sich der Rückerstattungs­
anspruch begründet, erforderlich sind.

Tell D
Rückerstattungsantrag

Me Rückerstattungsbehörde kann ein die Rück­
erstattung anordnendes Urteil oder ein sonstiges Urteil auf Grund des Gesetzes nur erlassen, wenn

der Anspruchsberechtigte den Anspruch auf Rück­
erstattung dem Wortlaut nach so genau angiht, wie 
er seiner Auffassung nach in dem Endurteil der 
Rückerstattungsbehörde formuliert werden soll; zu 
diesem Zweck sollen folgende Angaben gemacht 
werden:
42. Ob der Berechtigte an Stelle aller sonstigen 
Ansprüche auf Rückerstattung den Anspruch nach 
Maßgabe des Artikels 16 des Gesetzes erhebt, und 
falls ja, in welcher Höhe.

43. Falls der Anspruch auf Nachzahlung gemäß 
Artikel 16 nicht erhoben wird, soll in bezug auf 
jeden einzelnen in Teil B aufgeführten Vermögens­
gegenstand und in bezug auf je'de in Teil C, IV 
genannte Person angegeben werden,
a) ob und inwieweit Rückerstattung in Natur ver­
langt wird;

b) im Falle, daß Rückerstattung in Natur nicht 
möglich ist, oder im Falle der Verschlechterung 
des Vermögensgegenstandes, ob eine Entschä­
digung verlangt wird und falls ja, in welcher
Höhe;c) ob und in welcher Höhe ein Anspruch auf 
Mieten, Gebrauchsüberlassung, Gewinn usw. 
erhoben wird;

d) ob und in welcher Höhe weitere Ansprüche 
auf Grund dieses Gesetzes erhoben werden.

Teil E
Ich/Wir erkläre(n) hiermit, daß alle in der vor­

stehenden Anmeldung enthaltenen Angaben nach 
meinem/unserem besten Wissen und Gewissen genau, 
vollständig und der Wahrheit entsprechend gemacht 
worden sind.

Datum Unterschrift
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Militärregierung — Deutschland 
Amerikanisches Kontrollgebiet
Ausführungsverordnung Nr. 2 

zum Gesetz Nr. 59 der Militärregierung 
Erstattung von Anzeigen gemäß Gesetz 

Nr. 59 der Militärregierung
Nach Artikel 73 und 74 des Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung über Rückerstattung feststellbarer Vermögensgegenstände (siehe Anhang „A“) sind alle Personen, welche Vermögensgegenstände, die mög­licherweise der Rückerstattung nach Maßgabe des Gesetzes unterliegen, in Besitz oder Eigentum haben, verpflichtet, bis zum 15. Mai 1948 dem aui Grund der Ausführungsverordnung Nr. 1 zum Gesetz Nr. 59 der Militärregierung errichteten Zentralanmeldeamt in Bad Nauheim (Deutschland) eine Anzeige zu er­statten. Wer seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt, macht sich nach Maßgabe der Artikel 75, 76 und 77 des Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung (Anhang „A“) strafbar. Auf Grund des Artikels 92 dieses Gesetzes und in Verfolg der Artikel 73 und 74 des­selben wird hiermit folgendes angeordnet:

L Form der Anzeige 1
1. Die Anzeige soll entsprechend der im Anhang „B" gegebenen Anleitung vorgenommen werden. Alle verlangten Angaben sollen genau und in ge­drängter Form gemacht werden.
2. Falls der Berechtigte ausführlichere Angaben machen will, sind sie als Anlage der Anzeige bei­zufügen, und zwar zusammen mit sachdienlichen Urkunden und eidesstattlichen Versicherungen. Die Anlagen sind zu numerieren.
3. Es ist nicht notwendig, gedruckte Formulare zu verwenden. Die erforderlichen Angaben sollen in der Anzeige in der aus dem Aushang B ersichtlichen Reihenfolge gemacht werden; die Antwort auf jede Frage soll am linken Rand des zur Anzeige ver­wendeten Bogens mit derjenigen Ziffer bezeichnet werden, welche der im Anhang „B“ zur Bezeichnung der Frage verwendeten Ziffer entspricht. Die zur Anzeige verwendeten Bogen sollen aus Gründen der Einheitlichkeit nicht größer sein als 21% cm breit und zwischen 28 und 33 cm lang oder eine mög­lichst ähnliche Größe haben. Die Bogen sollen nur einseitig, lesbar und in Maschinenschrift beschrie­ben werden. Die Anzeige soll in deutscher Sprache abgefaßt sein; es sollen ein Original und zwei Ab­schriften eingereicht werden.
4. Für Vermögensgegenstände, die sich an ver­schiedenen Orten befinden, sollen gesonderte An­zeigen erstattet werden.
5. Jede Anzeige soll datiert und muß von dem Anzeigenden oder seinem bevollmächtigten Vertre­tei; unterschrieben sein. Wenn sie von einer anderen Person als dem Anzeigepflichtigen unterschrieben ist, so muß die Vollmacht, oder sonstige Ermächti­gung der Anzeige beigefügt werden.

II. Datum des Inkrafttretens
Diese Verordnung tritt am 10. November 1947 in Kraft.
IM AUFTRAGE DER MILITÄRREGIERUNG.

Anhang „A“
Maßgebende Bestimmungen des Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung und seiner Austührungsverordnung Nr. 1 
Auszug aus den Bestimmungen des Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung
, Artikel 2

Entziehungsfälle
1. Vermögensgegenstände sind im Sinne dieses Gesetzes entzogen, wenn sie der Inhaber eingebüßt oder trotz begründeter Anwartschaft nicht erlangt hat infolge
<a) eines gegen die guten Sitten verstoßenden Rechtsgeschäftes oder einer Drohung oder einer widerrechtlichen Wegnahme oder son­stigen unerlaubten Handlung,(b) Wegnahme durch Staatsakt oder durch Miß­brauch eines Staatsaktes,(c) Wegnahme durch Maßnahmen der NSDAP, ihrer Gliederungen oder angeschlossenen Verbände,

sofern die unter (a) bis (c) fallenden Tatbestände durch Verfolgungsmaßnahmen aus den Gründen des Artikels 1 verursacht waren oder solche Verfol­gungsmaßnahmen darstellten.
2. Niemand wird mit der Einwendung gehört, seine Handlungsweise sei deshalb nicht rechts- oder sittenwidrig gewesen, weil sie allgemeinen An­schauungen entsprochen habe, die eine Schlechter- stellung einzelner wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Weltanschauung oder ihrer Gegner­schaft gegen den Nationalsozialismus zum Inhalt hatten.
3. Als Wegnahme durch Staatsakt im Sinne des Absatz 1 (b) gelten u. a. Einziehung, Verfallserklä­rung, Verfall kraft Gesetzes und Verfügung auf Grund staatlicher Auflage oder durch staatlich be­stellten Treuhänder. Als Wegnahme durch Staate akt gilt auch die Einziehung durch strafgerichtliches Urteil, wenn das Urteil durch Gerichtsbeschluß oder kraft Gesetzes aufgehoben worden ist.
4. Als Mißbrauch von Staatsakten gilt insbeson­dere eine auf allgemeinen Vorschriften beruhende, jedoch ausschließlich oder vorwiegend zum Zwecke der Benachteiligung des Betroffenen aus den Grün­den des Artikels 1 ergangene Entscheidung oder Verfügung eines Gerichts oder einer Verwaltungs­behörde, ferner die Erwirkung von Entscheidungen und Vollstreckungsmaßnahmen unter Ausnutzung des Umstandes, daß jemand wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, Weltanschauung oder seiner politischen Gegnerschaft gegen den Nationalsozialis­mus zur Wahrung seiner Rechte tatsächlich oder rechtlich nicht imstande war. Die Wiedergut­machungsorgane (Wiedergutmachungsbehörde, Wie­dergutmachungskammer und Beschwerdegericht) haben eine solche Entscheidung oder Verfügung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde als nichtig zu behandeln ohne Rücksicht darauf, ob sie nach geltendem Recht rechtskräftig ist, und ob sie im Wiederaufnahmeverfahren angefochten werden könnte.

Artikel 8
Entziehungsvermutnng

1. Zugunsten eines Berechtigten wird vermutet daß ein in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 abgeschlossenes Rechtsgeschäft eine Vermö- gensentziehung im Sinne des Artikels 2 darstellt:
(a) Wenn die Veräußerung oder Aufgabe des Vermögensgegenstandes in der Zeit der Ven- folgungsmaßnahmen von einer Person vcan
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genommen worden ist, die Verfolgungsmaß­
nahmen aus Gründen des Artikels 1 un­
mittelbar ausgesetzt war;

(b) Wenn die Veräußerung oder Aufgabe eines 
Vermögensgegenstandes seitens einer Person 
vorgenommen wurde, die zu einer Gruppe 
von Personen gehörte, welche in ihrer Ge­
samtheit aus den Gründen des Artikels 1 
durch Maßnahmen des Staates oder der 
NSDAP aus dem kulturellen und wirtschaft­
lichen Leben Deutschlands ausgeschalttet 
werden sollte.

(Absätze 2 und 3 hier nicht wiedergegebem)

Artikel 4
Anfechtung

1. Der Berechtigte kann ein Rechtsgeschäft, das 
von einer zur Gruppe des Absatz 1 (b) des Artikels 3 
gehörigen Person in der Zeit vom 15. September 
1935 (Datum der ersten Nürnberger Gesetze) bis zum 
8. Mai 1945 vorgenommen worden ist, wegen der 
Zwangslage, in der sich diese Gruppe befand, an­
fechten, wenn das Rechtsgeschäft die Veräußerung 
oder Aufgabe eines Vermögensgegenstandes zum 
Inhalt hatte, es sei denn, daß

(a) das Rechtsgeschäft als solches und mit 
seinen wesentlichen Bestimmungen auch 
ohne die Herrschaft des Nationalsozialismus 
abgeschlossen worden wäre, oder

(b) der Erwerber die Vermögensinteressen des 
Berechtigten (Artikel 7) oder seines Rechts­
vorgängers in besonderer Weise und mit 
wesentlichem Erfolg, insbesondere durch 
Mitwirkung bei einer Vermögensübertragung 
ins Ausland oder durch ähnliche Maßnah­
men, wahrgenommen hat.

(Absätze 2 bis 5 hier nicht wiedergegeben.)
Artikel 73 fAnzeigepflicht

1. Wer Vermögensgegenstände, von denen er weiß 
oder den Umständen nach annehmen muß,

(a) daß sie im Sinne des Artikels 2 dieses Ge­
setzes entzogen sind; oder

(b) daß eine solche Entziehung nach den Vor­
schriften des Artikels 3, Absatz 1 vermutet 
wird; oder

(e) daß sie zu irgendeiner Zeit Gegenstand eines 
Rechtsgeschäfts waren, das nach den Be­
stimmungen des Artikels A, Absatz 1 ange- 
fochlen werden kann,

im Besitz hat oder zu irgendeinem Zeitpunkt, nach­
dem der Verfolgte über sie verfügt hat oder sie ihm 
entzogen worden sind, im Besitz hatte, muß dies 
schriftlich dem Zentralanmeldeamt bis zum 15. Mai 
1948 anzeigen.
Die Anzeige muß genaue Angaben darüber ent­
halten, wie der Anzeigeerstatter in den Besitz des 
Vermögensgegenstandes gelangt ist, sie muß Namen 
und Wohnort desjenigen angeben, von dem der An­
zeigeerstatter den Vermögensgegenstand erhalten 
hat, das entrichtete Entgelt- und, falls der Ver­
mögensgegenstand nicht mehr im Besitz des An­
zeigeerstatters ist, den Namen desjenigen, an den 
der Vermögensgegenstand-übertragen worden ist.
'2. Die Anzeigepflicht entfällt:
(a) Bei beweglichen Sachen, die im Wege des 
ordnungsmäßigen üblichen Geschäftsverkehr aus 
einem einschlägigen Unternehmen erworben wor­
den sind; anzeigepflichtig sind jedoch Sachen, die 
im Wege der Versteigerung erworben worden sind, 
oder in Unternehmen, die sich mit der Versteige­

rung oder sonstigen Verwertung entzogener Ver­
mögensgegenstände in erheblichem Maße befaßten;
(b) bei beweglichen Sachen, deren Wert im Zeit­
punkt der Entziehung den Betrag von RM. 1000.-— 
nicht überstiegen hat;
(c) bei Schenkungen zwischen nahen Verwandten 

(§ 52, Absatz 2 StGB) und bei unzweifelhaften An­
standsschenkungen;
(d) bei bereits zurückerstatteten Vermögensgegen­
ständen und bei solchen Vermögensgegenständen, 
auf deren Rückerstattung der Berechtigte in der 
Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ausdrücklich schriftlich verzichtet hat.
3. Eine gemäß Absatz 1 erstattete Anzeige darf 

im Verfahren vor den Wiedergutmachungsorganen 
nicht als Geständnis des Anzeigenden gewertet 
werden, daß die angemeldeten Vermögensgegen­
stände der Rückerstattung unterliegen; ebensowenig 
darf eine solche Anzeige als Verzicht auf einen Ein­
wand ausgelegt werden, den der Anzeigende halte 
geltend machen können, wenn er die Anzeige nicht 
erstattet hätte. Die Anzeige kann jedoch als ein 
Geständnis in bezug auf die darin mitgeteilten Tat­
sachen gewertet werden.
4. Das Zentralanmeldeamt hat nach Erhalt einer 
auf Grund der Bestimmungen dieses Artikels er­
statteten Anzeige eine Abschrift der Anzeige an die 
zuständige Wiedergutmachungsbehörde oder die zu­
ständigen Wiedergulmachungsbehörden in dem Be­
zirk weiterzuleiten, in dem sich irgendwelche in der 
Anzeige in bezug genommene Vermögensgegen­
stände befinden. Die Einsicht in alle gemäß den 
Vorschriften dieses Artikels erstatteten Anzeigen ist 
gestattet.

Artikel 74
Pflicht zur Einsicht des Grundbuchs und anderer öffentlicher Register
1. Wer ein Grundstück oder ein grundstücks­
gleiches Recht, besitzt, ist verpflichtet, sich durch 
Einsicht des Grundbuchs zu vergewissern, daß es 
sich nicht um einen anzeigepflichtigen Vermögens­
gegenstand handelt. Das gleiche gilt von Ver­
mögensgegenständen, die in anderen öffentlichen 
Registern eingetragen sind.
2. Erlangt eine Behörde oder öffentliche Dienst­
stelle Kenntnis von dem Verbleib eines anzeige­
pflichtigen Vermögensgegenstandes, so’hat sie un­
verzüglich dem Zentralanmeldeamt Mitteilung zu 
machen. Artikel 73, Absatz 4 gilt entsprechend.

Artikel 75 
Strafbestimmungen

1. Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird, so­
weit nicht auf Grund anderer Bestimmungen eine 
höhere Strafe verwirkt ist, bestraft

(a) wer seiner Anzeigepflicht auf Grund der 
Artikel 73 und 74 vorsätzlich oder fahrlässig 
nicht nachkommt,

(b) wer gegenüber den Wiedergutmachungs­
organen wissentlich falsche oder irrefüh­
rende Angaben mdcht.

2. Der Täter bleibt im Falle des Absatzes 1 (a) 
straflos, wenn er vor Entdeckung die nach diesem 
Gesetz vorgeschriebene Anzeige freiwillig nachholt.

Artikel 76
Strafbestimmungen, Fortsetzung

1. Mit Gefängnis bis zu fünf Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird, so­
weit nicht auf Grund anderer Bestimmungen eine 
höhere Strafe verwirkt ist, bestraft, wer Vermögens­
gegenstände, die unter die Bestimmungen dieses
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Gesetzes fallen, veräußert, beschädigt, vernichtet 
oder beiseite schafft, um sie dem Zugriff des Be- 
'rechtigten zu entziehen.
2. In besonders schweren Fällen tritt Zuchthaus­
strafe bis zu fünf Jahren ein.
3. Der Versuch ist strafbar.

Artikel 77
Strafbestimmungen, Fortsetzung

Niemand kann sich in den Fällen der Artikel 75, 
76 auf die Unkenntnis von solchen Tatsachen be­
rufen, die er auf Grund einer Einsicht in öffentliche 
Bücher oder Register erfahren hätte, wenn und so­
weit er nach Artikel 74 zu einer solchen Einsicht 
verpflichtet war.
Auszug aus der Ausführungsverordnung Nr. 1 zum Gesetz Nr. 59der Militärregierung
I. Errichtung eines Zentralanmeldeamtes
1. Gemäß. .§ 55 des Gesetzes Nr. 59 der Militär­
regierung wird hiermit ein Zentralanmeldeamt er­
richtet, dessen Anschrift lautet:

ZentralanmeldeamtBad Nauheim, Deutschland.
2. Diesem Amt werden hiermit alle Rechte und 
Befugnisse übertragen, die dem Zentralanmeldeamt 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Gesetzes 
Nr. 59 der Militärregierung zustehen.
' (Abscfmitte II bis IV hier nicht wiedergegeben.)

Anhang ,,B‘‘
Anleitung zur Vornahme der Anzeige

Teil A
Angaben über den Anzeigenden, seinen Anwalt oder Beauftragten
1. Angaben über den Anzeigenden
1. Familienname, Vorname und weitere Vor­
namen

2. Ständiger Wohnsitz
3. Gegenwärtige Anschrift
4. Anschrift, an welche Korrespondenz mit dem 
Anzeigenden gesandt werden soll.

II. Angaben über den Bevollmächtigten des An­zeigenden
5. Familienname, Vorname und weitere Vor­
namen

6. Anschrift
7. Rechtsnatur des Auftragsverhältnisses 
(Rechtsanwalt, sonstiger Beauftragter. Vor­
mund usw.),
Abschriften der einschlägigen Urkunden, aus 
denen das Auftragsv̂rhältnis ersichtlich ist, 
sind beizufügen.

Teil B
Angaben über den zur Anzeige gebrachten Ver­

mögensgegenstand
E Angaben über den gegenwärtigen Besitzer oder 
Eigentümer und Lage des zur Anzeige ge­
brachten Vermögensgegenstandes
8. Angabe darüber, ob der Anzeigende der 
gegenwärtige Besitzer des Vermögens­
gegenstandes ist.

9. Falls dies nicht zutrifft, Name und An­
schrift der Person, die den Vermögens­
gegenstand gegenwärtig in Besitz hat, so­
weit bekannt.

10. Gegenwärtige Läge ,des Vermögensgegen­
standes, soweit bekannt

II. Grundstücke und Rechte an Grundstücken
11. Einzelbeschreibung des Grundstücks oder 
der Rechte am Grundstück.

12. Lage des Grundstücks.
13. Beschreibung im Grundbuch.

IJI. Geschäftsunternehmungen
14. Name und Beschreibung des Geschäfts­
unternehmens.

15. Angabe darüber, wo das Geschäftsunter­
nehmen
a) im Zeitpunkt des Erwerbs durch den
Anzeiger gelegen war; &

b) gegenwärtige oder letztbekannte Lage.
16. Eintragung im Handelsregister.

IV. Wertpapiere (Schuldverschreibungen, Aktienusw.)
17. Genaue Beschreibung der Gattung des 
Wertpapiers, seiner Effektennummer usw.; 
bei Anteilsrechten Name und Anschrift des 
Unternehmens; bei Schuldverschreibungen 
Name und Anschrift des Schuldners.

18. Angabe darüber, wo sich das Wertpapier 
im Zeitpunkt des Erwerbs durch den An­
zeiger befunden hat, wo es sich jetzt be­
findet und, falls dies nicht bekannt ist, wo 
es sich zuletzt befunden hat.

V. Sonstiges persönliches Vermögen
19. Genaue Beschreibung des in Frage stehen­
den Vermögensgegenstandes und alle son­
stigen sachdienlichen Angaben darüber 
einschließlich der Lage zu dem Zeitpunkt, 
an dem der Vermögensgegenstand von 
dem Anzeigenden erworben wurde, wo er 
sich gegenwärtig befindet und, falls dies 
nicht bekannt ist, wo er sich zuletzt be­
funden hat.

VI. Sonstige Vermögensgegenstände, soweit sie bis­her hier nicht aufgeführt worden sind
20. Eingehende Beschreibung des in Frage 
stehenden Vermögensgegenstandes und alle 
sonstigen ihn betreffenden sachdienlichen 
Angaben, einschließlich Angaben darüber, 
wo sich der Vermögensgegenstand im Zeit­
punkt des Erwerbs durch den Anzeiger 
befunden hat, wo er sich gegenwärtig be­
findet und, falls dies nicht bekannt ist, wo 
er sich zuletzt befunden hat.

Teil C
Angaben über den Erwerb und die Veräußerung des Vermögensgegenstandes
I. Angaben über den Vermögensgegenstand zur
Zeit des Erwerbs
21. Datum des Erwerbs des Vermögensgegen­
standes seitens des Anzeigenden.

22. Familienname, Vorname und weitere Vor­
namen sowie Anschrift der Person, von der

• der Vermögensgegenstand erworben wurde.
23. Die genauen Umstände, unter denen der 
Anzeigende den Besitz des Vermögens- 
gegensta'ndes erlangt hat.

24. Anj&ben über den Kaufpreis, wie er zur 
Zeit des Erwerbs des Vermögensgegenstan­
des berechnet wurde.

25. Alle sonstigen Vertragsbedingungen, wie sie 
im Zeitpunkt des Erwerbs des Vermögens­
gegenstandes festgelegt wurden.

26. Welcher Teil des Kaufpreises oder des Ent­
gelts ist an dritte Personen oder Stellen 
bezahlt oder ausgehändigt worden und unter 
welchen Umständen?
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87. Wert des Vermögensgegenstandes tm Seit­punkt des Erwerbs.
28. Im Falle der Anzeigende während der Zeit, in der er den Besitz an dem Vermögens­gegenstand hatte, nicht dessen alleiniger Eigentümer war, sollen die Namen und An­schriften aller an dem Vermögensgegen­stand Mitbeteiligten angeführt sowie die Rechtsnatur und Höhe ihrer Beteiligung bezeichnet werden.

II. Angaben über den Vermögensgegenstand nach .dem Erwerb
9̂. Hier sind alle für sachdienlich erachteten Angaben zu machen, welche eine Wert­erhöhung oder Wertverminderung des Ver­mögensgegenstandes während der Zeit, in der der Anzeigende ihn tn Besitz batten

einschließlicĥ Angaben über Jegliche Ver- /änderung, die in den Belastungen des Ver­mögensgegenstandes eingetreten ist.
80. Wenn der Anzeigende über den Vermögens­gegenstand verfügt hat, sind Name und Ab­schrift der Person anzugeben, an die er weiterveräußert worden ist. '
81. Datum, an welchem die Weiterveräußerung stattgefunden hat.
82 Der von dem Neu-Erwerber gezahlte Kauf­preis.
83. Alle sonstigen sachdienlichen Bedingungen des Veräußerungsvertrages.
34. Wert des Vermögensgegenstandes zur Zeh der Weiterveräußerung.
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M ilitärregierung —  Deutschland 
A merikanisches Kontrollgebiet

ALLGE M EINE GENEH M IGUN G NR. 10
Erteilt auf Grund des Gesetzes N r. 52 der M ilitär­

regierung
SPERRE UND K ONTROLLE 

V ON VER M Ö GEN
Auch bekannt als

ALLGE M EINE GENEH M IGUN G NR. 4
Erteilt auf Grund des Gesetzes Nr. 53 der Militär­

regierung
Devisenbewirtschaftung

1. Gemäß Artikel II des Gesetzes Nr. 52 der Mili­
tärregierung und Artikel I des Gesetzes Nr. 53 der 
Militärregierung wird hiermit eine allgemeine Ge­
nehmigung erteilt, alle Rechtsgeschäfte in Deutsch­
land vorzunehmen, die mit einem nach Maßgabe 
und im Rahmen des Gesetzes Nr. 59 der Militär­
regierung angemeldeten Rückerstattungsanspruch 
im Zusammenhang stehen, vorausgesetzt, daß:
a) das Rechtsgeschäft mit der Anmeldung, Rechts­

verfolgung, Verteidigung, dem Verzicht, Vergleich 
oder der endgültigen Entscheidung eines derartigen 
Anspruchs in notwendigem Zusammenhang steht 
und fernerhin,
b) daß der Anspruch namens eines Verfolgten, 

seines Erben oder Vermächtnisnehmers, dagegen 
nicht seines Abtretungsempfängers angemeldet wor­
den ist.
2. Diese allgemeine Genehmigung umfaßt nicht:
a) die Vornahme der Belastung eines gemäß dem 
Gesetz Nr. 52 der Militärregierung gesperrten Kon­
tos, es sei denn, daß es sich um ein Konto handelt, 
das einem an dem Rückerstattungsverfahren not­
wendig Beteiligten gehört, auf den Namen dieses 
Beteiligten lautet und es sich um eine notwendige 
Zahlungsverpflichtung handelt, die im Zusammen­
hang mit diesem Verfahren entstanden ist;
b) die Übertragung oder die Abtretung von Ver­

mögensgegenständen, einschließlich Geld und Geld­
ansprüchen, die außerhalb Deutschlands gelegen 
sind;
c) die Übertragung oder Übergabe eines rück­
erstatteten Vermögensgegenstandes an irgendeinen

anderen als den Berechtigten oder seinen Beaufc
fragten;

d) die A usfuhr eines V erm ögensgegenstandes aus 
der A m erikanischen Besatzungszone einschließlich 
des Landes Brem en.

3. D iese allgem eine G enehm igung tritt am 10. Non 
vem ber 1947 in K raft.

IM A U FTR A G E D ER M ILITÄ R R EG IER U N G «

M ilitärregierung —  Deutschland 
A merikanisches Kontrollgebiet 

ALLGE M EINE GENEH M IGUNG NR. 2
Auf Grund der Ausführungsverordnung 

Nr. 1 zum Gesetz Nr. 2 
der M ilitärregierung

1. Gemäß Absatz 3b, 5b und 5c der Ausführungs­
verordnung Nr. 1 zum Gesetz Nr. 2 der Militär­
regierung über „Deutsche Gerichte“ wird hiermit 
für die Vornahme von Amtshandlungen, wie sie in 
§ 3a dieser Ausführungsverordnung aufgeführt sind, 
für die Vornahme von Eintragungen in das Handels­
register, Genossenschaftsregister, Vereinsregister 
oder Schiffsregister nach Maßgabe des § 5b dieser 
Verordnung und für die Eintragung in das Grund­
buch oder ein sonstiges öffentliches Register nach 
Maßgabe des § 5c der Verordnung eine allgemeine 
Genehmigung erteilt, vorausgesetzt, daß eine solche 
Amtshandlung oder Registereintragung zur Durch­
führung des Gesetzes Nr. 59 der Militärregierung 
über - „Rückerstattung feststellbarer Vermögens­
gegenstände“ notwendig oder sachgemäß erscheint.
2. Diese allgemeine Genehmigung gilt nicht als 
eine Genehmigung nach Maßgabe der Vorschriften 
des Gesetzes Nr. 52 der Militärregierung über 
„Sperre und Beaufsichtigung von Vermögen“ in 
seiner abgeänderten Fassung oder des Gesetzes 
Nr. 53 der Militärregierung über „Devisenbewirt­
schaftung“.
3. Diese allgemeine Genehmigung tritt am 10. N o­
vember 1947 in Kraft.

IM A U FTR A G E D ER M ILITÄ R R EG IER U N G ,
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